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Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau bei Hausſchlachtungen
von Pferden.

Tageschronik
Die „Kammer der Arbeit“ vom Rätekougreß

angenommen.
Ein Gegenſtoß der Räteregierung in München.
Schwere Kämpfe in den Straßen der Hauptſtadt.
Augsburg für die Regierung Hoffmann.
Lenin über die Weltrevolution.
Der 1. Mai doch Nationalfeiertag.

Einzelheiten über die Vergewaltigung des
Saargebietes.

Der Streik im Ruhrgebiet dauert an.
Ruhe in Dresden.

f Reichsminiſter Schmidt über die Ernährungs
frage.

Neuer Umſchwung in Bayern
Ein Gegenſtoß der Roten Garde in München.

Die Hoffnung, daß es in München der rechtmäßigen Re
gierung Hoffmann gelingen würde, die Räteregierung zu ſtür-
zen, ohne daß es zu Blutvergießen kommen würde, iſt leider
nicht in Erfüllung gegangen. Ein Gegenſtoß der Roten
Garde hat in der bayeriſchen Hauptſtadt eingeſetzt und iſt an
ſcheinend nicht ohne, hoffentlich nur vorübergehenden, Erfolg
geblieben. Jn München finden Straßenkämpfe ſtatt. Da
aus verſchiedenen bayeriſchen Gavniſonen Regierungstruppen
im Anmarſch ſind, dürfte es der Regierung gelingen, mit dem
Terror einer lächerlichen Minderheit endgiltig auſzuräumen.
Ueber die neuen Vorgänge in München liegen folgende Meldun
gen vor

Erfolge der Kommuniſten

München, 14. April. Jn den Morgenſtunden des geſtri
gen Tages ſetzte der erwartete Gegenſtoß der Roten Garde, un-
terſtützt von den kommuniſtiſchen Arbeitern, ein. Es gelang
ihnen, den Hauptbahnhof und verſchiedene öffent-
liche Gebäude wieder in ihren Beſitz zu bringen. Die
Schießereien dauerten die ganze Nacht an. Nachdem auch
Poſt- und Telegraphengebäude in kommuniſtiſche
Hand gefallen ſind, iſt eine Verbindung mit auswärts
unmöglich. Heute morgen war die Lage noch nicht ge
klärt. Die Münchener regierungstreuen Truppen warten
ſtündlich auf Hilfe von außen.

Neuer Abfall der Garuniſon
München, 14. April. Jn München wird die Lage immer

ernſter. Die Truppen, welche geſtern der Rätegierung abge-
ſagt und durch Handſchlag ſich der Regierung Hoffmann ver-
pflichtet hatten, ſind zum großen Teil wieder zur Roten
Armee übergeſchwenkt. Die Entwaffnung der Bürger-
ſchaft wird regiros durchgeführt. Die Bewaffnung des Prole-
tariats ſchreitet fort. Die Regierung Hoffmann läßt durch Flug-
zeuge Flugblätter verbreiten, worin ſie das Volk zur bewaff-
neten Wehr gegen München auffordert. Von einem
r des Landtags in Vamberg iſt vorläufig nicht die
Rede. Die Regierung Hoffmann veröffentlicht einen Aufruf
an die Beamten, Lehrer und Offiziere, in dem ſie ſie auffordert,
zur Regierung Hoffmann zu halten und den von der Räteregie-
rung Entlaſſenen ihre Stellung und ihre Rechte garantiert. Sie
verurteilt auf das ſchärfſte das Verhalten der Beamtengewerk-
aft gegen deren Führer ſie rückſichtslos vorgehen
werde.

Die Kämpfe um den Hauptbahnhof.
Der Zugverkehr von München unterbunden.

Ausburg, 14. April. Der Schnellzug D 40 nach München
wurde nur bis Paſing abgefertigt, weil um dieſe Zeit im
Münchener Bahnhofsrayon heftige Kämpfe ſtatt
Fanden. Es wurden Minen geworfen. und das Durcheinander

war ſo groß, daß Freund und Feind ſich nicht mehr auskannten.
60 Verwundete wurden gezählt. Das Jnnere des Bahn-
hofsgebäudes wurde demoliert und geplündert. Heute
iſt der Verkehr nach München mit Schwierigkeiten verbunden.
Es kommen keine Züge von München hierher.

Bis heute iſt weder eine telephoniſche noch telegraphiſche
Verbindung mit München möglich. Auch der Perſonenverkehr
von München aus ruht. Es gehen Gerüchte über ſchwere
Unruhen durch die Stadt. Der Stadtkommandant Edelmann
hat ſich mit der Augsburger Delegation heute früh 7 Uhr 30 M.
mit Sonderzug nach Bamberg Legeben, um der Regierung Hoff-
mann über das Ergebnis der geſtrigen Verſammlung Mittei-
lung zu machen.

Die Kämpfe ergebnislos abgebrochen.

19000 bewaffnete Proletarier gegen die
Regiernungstruppen.

Bamberg, 14. April. Hier iſt ſoeben die Nachricht ein-
getroffen, daß der Kampf in München eingeſtellt worden
iſt. Die Spartakiſten haben vorerſt die Oberhand behalten.
Das Proletariat wurde bewaffnet, und der Stand der roten
Armee, welche großen Zuzug erhält, beläuft ſich bereits auf mehr

als 10 000 Mann. 60 Verwundete wurden ſeither in die
Lazarette eingeliefert und bis zu 50 Tote werden gezählt.

Von den geſtern verhafteten Spartakusführern ſind dreizehn
noch vor Ausbruch des Kampfes mit Extrazug in das Landge-
richtsgefängnis Eichſtätt verbracht worden. Unter dieſen befin-

den ſich Landauer, Mühſam und Wadler.

München in der Hand der Spartakiſten.

Augsburg, 14. April. Die „Augsb. N. N.“ melden über
die Vorgänge am Sonntag u. a.: Die Beſchießung des Bahn-
hofes erfolgte mit Gewehren und Maſchinengewehren, wobei
es zahlreiche Tote und Verwundete gab. Das Publikum ſtob
in wahnſinniger Angſt auseinander. Als der Angriff
mit Maſchinengewehren keinen Erfolg verſprach, wurden drei
Minenwerfer aufgefahren. Gegen 10 Uhr erfolgte der
allgemeine Sturm auf den Bahnhof, worauf die Be
ſatzung, die unter der Beſchießung ſchwer gelitten hatt, ſich er-
geben mußte. Jm Triumphzuge wurde der Bahnhofskomman-
dant Aſchenbrenner die Neuhauſer Straße hinaufgeführt,
um angeblich erſchoſſen zu werden. Jn der Nacht wurde die
Stadtkommandantur, das Hauptquartier der Republikaniſchen
Schutztruppe ſowie die anderen öffentlichen Gebäude Münchens
und die Kaſernen der Republikaniſchen Schutztruppe beſetzt.
Ganz München war heute früh in den Händen der Spartakiſten.
Der Generalſtveik wurde erklärt.

Vorſichtsmaßregeln-

Bamberg, 14. April. Der Regierung Hoffmann hat ſich eine
große Nervoſität bemächtigt. Der Bahnhof und alle Zugangs-
ſtraßen um Bamberg ſind militäriſch beſetzt, und niemand darf
die Stadt ohne Ausweis betreten oder verlaſſen. Die Reſidenz
iſt ſtark mit Soldaten beſetzt.

Augsburg, 14. April. Auf die Meldung, daß Spartakus
in München beabſichtige, in Augsburg wieder die Anerkennung
der Räterepublik zu erzwingen, wurden auf Befehl der Augs-
burger Behörden der Bahnkörper bei Mehring aufge-
riſſen und der Zugverkehr zwiſchen Augsburg und Mün-
chen vollſtändig ein geſtellt.

Der Generalſtreiß im Ruhrgebiet.

Noch kein Abflauen in größerem Umfang?
Nach einer Meldung der „Voſſ. Ztg.“ hat ſich die Erwar-

tung, daß die Bergarbeiter am Montag auf den Zechen des
Ruhrgebiets in größerem Umfang die Arbeit wieder aufnehmen
würden; nicht erfüllt. Seit Sonnabend hat der Umfang des
Ausſtandes noch keine weſentliche Abnahme erfahren.
Jn einer Reihe von Belegſchaftsverſammlungen in den verſchie-
denen Bergrevieren iſt geſtern nach ſtürmiſcher Debatte beſchloſſen
worden, den Streik fortzuſetzen. Nach dem „Vorwärts“ iſt eine
weſentliche Beſſerung in dem Bezirke Oberhauſen und
Recklinghauſen eingetreten. Hartnäckig ſcheint die Lage
noch im Kohlenbergbau des Bezirks Mülheim auf dem alten
Stand bleiben zu wollen. Die Induſtrie arbeitet, ſoweit der
Kohlenmangel dies zuläßt. Der Streik bei Krupp iſt nach
Mitteilung der Firma erloſchen.
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Kein Streikrecht der Beamten
Angeſichts der verſchiedentlich verbreiteten Anſchauung, daß

Staatsbeamte in derſelben Weiſe wie Arbeiter zur Erlangung
beſſerer Einkommens- und Dienſtbedingungen die Arbeit nieder-
legen dürfen, hat ſich die preußiſche Regierung veranlaßt ge
ſehen, in einer beſonderen Kundmachung unzweideutig auszu-
ſprechen, daß die Beamten wegen ihrer feſten Anſtellung und der
ſtaatlichen Garantie ihrer beſonderen Rechte an den Dienſtver-
trag gebunden ſind, und daß daher jede nicht genehmigte Dienſt-
verweigerung ein Dienſtvergehen darſtellt, das die geſetzlichen
Folgen nach ſich zieht. Am Schluß ihrer Kundmachung ſpricht
die Preußiſche Regierung die Ueberzeugung aus, daß es nur
dieſer Darlegung bedürſe, um die Beamten, die din Vaterland
ihre Treue in den Zeiten härteſter Prüfung und Not unver-
brüchlich bewieſen haben, von einem verderblichen Kampfe
gegen die Volksgeſamtheit abzuhalten.

Daß ein ſehr großer Teil der Eiſenbahnbeamten dieſe An
ſicht durchaus teilt, beweiſt ein Rundſchreiben, das einige große
und angeſehene Eiſenbahnfachverbände noch bevor die Preu-
ßiſche Regierung ihre Kundgebung erlaſſen hatte, an ihre Mit-
glieder verſandt haben und in dem auf das Eindringlichſte vor
einer Arbeitsniederlegung gewarnt wird. Dieſes Rundſchreiben,
das tiefſſtes Verſtändnis für den Ernſt der Zeit an den Tag
legt, verdient weiteſtgehende Verbreitung. Es heißt dort unter
anderem:

„Jn einem Augenblicke, wo die äußere und innere politiſche
Lage ſo außerordentlich geſpannt iſt, wie jetzt angeſichts der
Polengefahr, des Anſturms der Bolſchewiſten, der Bergarbeiter-
ſtreiks, und des drohenden Abbruchs des Waffſenſtillſtandes, mit
einem Eiſenbahn-Begamtenſtreik zu drohen oder gar in einen ſol-
chen einzutreten, halten wir für unverantwortlich und für ein
Verbrechen am Vaterlande.“

„Man muß ſich als objektiv denkender Menſch die Frage
vorlegen, woher denn in aller Welt die zur Bewilligung der
Forderung der Beamten notwendigen Mittel kommen ſollen.
Gewiß man kann ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß wo Geld
zur Bewilligung der hohen Löhne der Staatsarbeiter vorhanden
iſt, auch die Mittel verfügbar oder doch zu beſchaffen ſein müſſen,
um den viel weniger zahlreichen Staatsbeamten ein ähnliches
Einkommen zu bewilligen; man kann auch der Anſicht ſein: Der
Staatsbankerott kommt doch, ob er nun etwas früher oder ſpäter
tommt, kann uns einerlei fein, wir können ihn nicht aufhalten;
aber in der Zwiſchenzeit wollen wir noch möglichſt viel für uns
herauszuſchlagen ſuchen. Unſeres Erachtens begibt man ſich
als Staatsbeamter bei Einnahme eines ſolchen Standpunktes
auf einen falſchen Weg! Man ſollte doch erſt einmal warten,
bis ſich die finanziellen Verhältniſſe einigermaßen geklärt haben,
bevor man ſo ſchweres Geſchütz, wie eine Streikandrohung es
iſt, auffrhren läßt.“ z„Und weiter die volkswirtſchaftlichen Folgen! Jſt ſich wohl
jeder einzelne Beamte darüber klar, was ein ſolcher Streik für
unſer ganzes Volk, für unſere Angehörigen, für unſere Frauen
und Kinder, ſür einen jeden Einzelnen unter uns zu bedeuten
hat Zu welchen Zuſtänden es führen muß, wenn infolge des
Streiks die ohnehin knappe Lebensmittelzufuhr ins Stocken
gerät, wenn die von der Entente uns zugeſagten Lebensmittel
nicht den Verbrauchsſtellen zugeführt werden können, wenn
Kranke und Schwache, Säuglinge und alte gebrechliche Leute
auch nur kurze Zeit der Nahrung entbehren müſſen Hat man
bedacht, daß bei einem Streik der Eiſenbahnbeamten ſofort die
ganze Jnduſtrie zum Erliegen kommt, daß die ohnehin ſchon
äußerſt große Arbeitsloſigkeit ins Ungemeſſene vermehrt wird
und Unruhen, Plünderung, Raub uſw. überhand nehmen
werden

„Jn demſelben Augenblick, in dem die Beamtenſchaft alle
Hebel in Bewegung ſetzt, um zu erreichen, daß ihre wohler-
worbenen Rechte (lebenslängliche Anſtellung, Anſpruch auf Ge
halt, Penſion. Hinterbliebenenverſorgung und dergl. mehr) in
der neuen Verfaſſung klipp und klar feſtgelegt werden, geht die
Beamtenſchaft hin und droht mit Streik, falls nicht gewiſſe For-
derungen von der Regierung bewilligt werden. Unſeres Erach-
tens verträgt ſich die Forderung der verfaſſungsmäßigen Feſt-
legung der Beamtenrechte keinesfalls mit einer Streikandrohung
oder einem Streik ſelbſt.

Das ſind alles Selbſtverſtändlichkeiten. Aber in unſerer
Zeit der allgemeinen Verhetzung, Beutegier und Autoritäts-
loſigkeit iſt es erfreulich ſo nüchterne und pflichttreue Mahnungen
zu vernehmen. Hoffentlich fallen ſie auf guten Voden!

eeran m n n
re

Die Lage in Düſſeldorf.
16 Tote und 23 Verwundete.

Düſſeldorf, 14. April. Jn Düſſeldorf ſind Bahnhof
und Vorort Oberbilk geſäubert, wobei 50 Spartakiſten feſt
genommen und größere Beute an Waffen und Munition

wurden. Die Opfer der Regierungstruppen bei den
ämpfen der letzten Tage belaufen ſich auf 16 Tote und 23

Verwundete Seit Sonntag iſt das Waſſerwerk zum
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Teil wieder in Betrieb geſtellt. Jn Effen und Mülheim
herrſcht im allgemeinen Ruhe. Ju Jferlohn kam es zu Zu
ſammenſtößen mit der Polizei. Militär ift unterwegs.

Fortdauer des Streits in raunſchweig.
Braunſchweig k4. April. Die Untemehmer haben den

Streikenden die Forderung geftellt, die Arbeit am Montag wie
der aufzunehmen, widrigenfalls ſig i Betriebe bis acht Tage
nach Oſtern geſchioſſen halten wiltdem. Die ſtreilenden Arbeiter
haben beſchloſſen, im Generaſſtreik zu beharnen. Der Veamten
und Bürgerſtreik dauert fort.

Das abgeſchnürte Braunſchweig.

Hannover, 14. April. Auf den, Strecken Peine Braun
ſchweig, Fallerslehen--Praunſchweige und Harzburg Braun
ſchweig werden jetzt Pendelzüge eingerichtet, die den Ver
kehr bis zu den letzten Stationan vor Braunſchweig aufvechter
halten, da Braunſchweig vollſtändig vom Verkehr
ab geſperrt iſt. Die Regierungstruppen nähern
ſich von drei Seiten der Stadt.

Kein Gtreiß im mittelbeuifchen Braurkotlenrevier.

n im VBVraun-Jm Laufe des geſtrigen Nachmittags fa
und benachbarkohlenrevier und in einer Reihe Halle

ter Betriebe Ab ſtimmungen über den Cin in den allge-
meinen Ausſtand ſtatt. Der Streit iſt vorwiegend entſchie-
den abgelehnt worden. Jn den meiſten Fällen ergab ſich
eine Minderheit von einem Drittel der Velegſchaſt der Arbeiter-
ſchaft für, von zwei Dritteln gegen den Streik In
unterrichteten Kreiſen gilt der Streik in Halle und im Mittel
deutſchen Braunkohlenrevier für ſo gut wie abgelehnt.8

Stweikſchluß in
Der Streik in Danzig iſt vollkommen beendet. Geſtern

ſrüh wurde die Arbeit in allen Betrieben, auch in der Eiſenbahn
Hauptwerkſtätte, in vollem Umſange wieder guſ genommen. Der
Eiſenbahnverkehr iſt normal.

Danzig.

Leipzigs Ortskrankenkae harre rott.
Die Angeſtellten der Ortskrankenkaſſe für die Stadt Leipzig

drohen mit dem Skreik. Sie verlangen von der Kaffe, die übri
gens, wie die „Freie Preſſe“ ſchreibt, ſo gut wie bankerott iſt,ns, ſchrganz un verhältnismäßig hohe Teuerungszulagen.

Streikluſt der Berliner Garmiſon.
Wie die „Frankfurter Zeitung“ aus Verlin erfährt, beſteht

bei den Soldaten der Berliner Garniſon die Abſicht, in den Aus-
dand zu treten, wenn die Friedenslöhnung, die jetzt für die Sol

daten bei den Berliner Regimentern eingeführt iſt, beſtehen bleibt

Generalſtreik der Berliner Angeſtellten
Die Gefahr eines Generalſtreiks der Angehftellten Groß-Ber-

lins iſt akut geworden. Die Zentral-Streikleitung der Ange
ſtellten in der Metallinduſtrie richtet einen Aufruf an alle
Angeſtellten Groß-Berlins, in den Kampf um das Mitbeſtim-
mungsrecht einzutreten. Nach einer Mitteilung der „Voſſ. Ztg.“
hat es jedoch den Anſchein, als ob die Obleute der Angeſtellten
bereit ſind, auf einen Vermittlungsvorſchlag eitzugehen.

Kuhe in Dresden.

Ankunft von Regiernngstrnppen.
Dresden, 14. April. Geſtern abend ſind die Verliner

Regierungstruppen in den Vororten von Dresden angekommen.
Die Verhängung des Belagerungszuſtandes über Sachſen und
das Standrecht hat in der Oeffentlichkeit zur Vernhigung der
Stimmung geführt. Nur in Chemnitz haben, wie zuver
läſſige Nachrichten melden, die Arbeiter der Metallinduſtrie einen
Proteſtſtreik gegen die Verhängung des Belagerungszuſtandes
beſchloſſen. Die Leiche des ermordeten Kriegsminiſters Neuring
iſt noch nicht gefunden worden. Geſtern haben Regierungs
truppen in verſchiedenen Gegenden der Neuſtadt großen Waffen-
lager gefunden, wovon beſonders viele in Kellern verſteckt

waren.
Nach dem „Vorwärts“ haben die Auſſtändiſchen die Ver

pflichtung, ihre Waffen abzuliefern, nur teilweiſe erfüllt. Re
gierungstruppen haben ein Automobil, in dem Auſſtändiſche
nach Berlin zu entkommen verſuchten, infolge einer Panne wie
deverhangt. Jn dem Auto waren 3 Maſchinengewehre, 4 Kiſten
Munition und. 21 Gewehre, Die Jnſaſſen ſind entfommen.

Der „Deutſchen Allg. Ztg.“ wird berichtet: Sämtliche Ge-
bäude ſind außerordentlich ſtark geſichert und mit unbedingt er
gebenen Truppen belegt, ſo daß ähnliche entſetzliche Greigniſſe,
wie die vorgefallenen neuerdings ausgeſchloſſen erſcheinen.

Der Kriegsplau der Kommnmniſten,
Zu den Vorgängen in Dresden erfährt der „Lok.Anz.“,

daß es ſich um einen wohlvorbereiteten kommuniſtiſchen An
ſchlag handelt. Der Plan des Spartakuſſe, der der Regierung
in die Hände gefallen iſt, ging dahin, die Umſturzbewegung vom
Ruhrrevier über Hannover und Magdeburg nach Sachſen zu
twagen, um dann in Berlin zu dem großen Schlage auszuholen,
der mit dem Sturz der Regierung enden ſollte. Die Zentrale

Deutſchlands gewäheten Sicherheiten waren von neuem
von Erörterungen des Rats der Vier. Der fran

zöſiſche Standpunkt iſt in militäriſcher Hinſicht: Das linke
Rheimufer wird neutraliſiertt werden, und Deutſchland
wird, nicht das Recht haben, dort Truppen und Feſtungswerke
zu unterhalten. J politiſcher Hinſicht bleibt die Souveränität
Deutſchlands unangetaſtet. Dieſe Art einer militäriſchen Ser
vitut iſt zeitlich nicht begrenzt. Die tatſächliche Be
ſetzung der Rheinlinie wird, wir es ſcheint, ausſchließlich durch
franzöſiſche Truppen geſichert werden, welche die Brückenköpfe
und die Eiſenbahnknodenpunkte beſetzt halten werden. Schließ-
lich iſt auf dem rechten Rheinufer die Bildung eines neuen
militäriſch weutralen Abſchnittes in einer Breite von
50 Kilometer zu erwarten. Dieſe letzte Maßnahme, ebenſo
wie die Beſetzung der Rheinbrücken, iſt nur zeitweilig und wird
nur 15 Jahre dauern

Der „Vorwärts“ ſchreibt heute in einem Leitartikel:
Die Entente iſt im Jrrtum,, wenn ſie glaub, daß es irgend-

eine deutſche Regierung gäbe, die ſolche Friedensbedingungen unter
ſchreiben könnte. Wollen die gegenwärtigen Machthaber von drüben
ſie durchführen, ſo werden ſie die Sache ſelber in die Hand nehmen
müſſen. Sie müſſen ſehen, wie ſie mit den Bewohnern des Saarge
bietes ferlig werden, die deutſch ſind und deutſch bleiben wollen, und
ſie mögen ſelber erfahren, daß die in Vorſchlag gebrachten Beträge
vom uns nicht hereinzubekommen ſind, ſelbſt wenm man uns das letzie
zerriſſene Bettuch unter dem Leibe und die letzten Stiefel von den
Füßen zieht. Aber keiner deutſchen Regierung ſoll man zumuten zu
rklären, daß dies ein Rechts frieden ſei, auf den ſich Europa-
dauernde Ruhe gründen könne. und daß dies überhaupt ein durchführ-
barer Vertrag ſei. Denn das wäre eine Erklärung wider beſſeres
Wiſſen, und man ſoll. die deutſche Politik, von der man vor der Revo
lution ſagle, daß ſie unehrlich ſei, nicht nach der Revolution zu einer
Erklärung zwingen wollen, die nicht ehrlich ſein könnte. Wenn wir
ſchon ganz zugrunde gehen ſollen, ſo wollen wir es lieber in Auf
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richttgkeit und Ehre als in Lüge und Schande tun.

Doch ein Ultimatnm Wilſons
Lugano, 14. April. Laut „Daily Expreß“ hat Wilſon

dem Rat der Vier folgende Fragen mit äußerſter Klarheit ge
ſtellt: Entweder den Frieden auf der Grundlage der 14 Punkte,
oder Amerika zieht ſich von der Konferenz zurück.

Deginn der Friedensverhanslungen anr
25. April

Paris, 14. April. (Reuter.) Wilſon erklärte, daß die
deutſchen Vevrollmächtigten für den 25. April nach. Verſailles
eingeladen würden, um dort mit den Vertretern der Alliierten
zuſammenzukommen.

Loyd George in London
London, 14. April. (Reuter.) Lloyd George iſt heute mor

gen in Paris abgereiſt und abends in London eingetroffen. Er
wird am 17. April nach Paris zurückkehren.

Deutſche Rakionalyerſammlung.

Reichs miniſter Schmidt über Deutſchlands
Ernähenng.

Auf der Tagesordnung der Montkagſitzung der Nationalver-
ſammlung ſteht vie ſozialdemokratiſche Bebensmättel-
interpellation, die von dem Abg. Roehle begründet wird
Er wendet ſich in der Hauptſache gegen die fortdauernden Streiks
und verlangt die Verfügungſtellung von Reichsmitteln, damit ſich
auch der Minderbemittelte ausländiſche Lebensmittel kaufen kann.

Ernährungsminiſter Schmidt:
Auf dem Gebiet der Lebensmittelverſorgung ſind insbeſondere

die umfangreichen Plünderunmngen großer Lebensmittel-
magazine beunruhigend. Durch den Streik der Bankbeamlen
wird die Abgabe ausländiſcherr Wertpapiere verzögert. Wir haben
zu befürchten daß die Lebensmittelſchiffe, wenn wir nicht die finan-
ziellen Mittel aufbringen können, noch auf der Fahrt umdirigiert
werden. Niemand hat mir ſchwerere Hinderniſſe bei der
Beſſerung der Lebensmittelverſorgung in den Weg gelegt als die
Berg arbeiter durch ihre Streiks. Wenn in der Bevölkerung
Unruhe vorhanden iſt, ſo möge ſich dieſe Unruhe an die einzig Schul
e Bei der Verteilung der ausländiſchen Lebensmittel
muß die

bevorzugte Lieferung an die Großſtädte
durchgeführt werden, da ſie aus rein volkswirtſchaftlichen Gründen
notwendig iſt. Es handelt ſich dabei um Jnduſtriebezirke, die in erſter
Linie berufen ſind, unſer Wirtſchaftsleben wieder hochzu bringen. Jch
ſehe darin auch ein vorzügliches Mittel zur Bekämpfung der
politiſchen Unruhen. Der Vorwurf, daß uns die Entente
beſonders hohe Preiſe auferlegt, iſt unbegründet. Die einzigen Schul
digen ſind wir ſelbſt, weil

unſere Valuta fortgeſetzt erſchreckend ſinkt.

Die Lieferung von Getreide iſt in den letzten Monaten über-
raſchend gut geweſen. Wenn ich die fehlenden 600 000 To. Mehr
zur Brotbereitung, aus teurem ausländiſchen Mehl hinzufüge, ſo er
gibt das ein Defizit für die Reichskaſſe von über einer Milliarde Mark.
Da ich die Reichskaſſe bei der Finanzlage nicht in. Anſpruch nehmen
kann, muß ich auf den Preis des Mehls eine Riſiikoprämie hinzu
ſchlagen. Jch werde die Einrichtung treffen, daß

auf die Vrolkarte ein größeres Quantum Moehlder Kommuniſten iſt in Leipzig.
S

Kein Vergarhbeiterſtreik in England.
Nach Londoner Meldungen hat die Abſtimmung

nerhalb des Bergarbeiterverbandes in ganz England eine
Mehrheit für die Annahme der Regierungsvorſchläge zur
gelung der Verhältniſſe im Bergbau ergeben. Damit iſt die
Gefahr des Generalſtreiks der Bergarbeiter endgültig beſe tigt

Hie Vergewaltigung des Gaargebiets.

Die „Agence Havas“ ergänzt den geſtern veröffentlichten
Bericht über die Regelung der Saarfrage. Frankreich er
hält das dauernde Eigentum an den Kohlen-Berg-
werken und die franzöſiſchen Geſetze werden dort
maßgebend ſein. Frankreich ſoll die Poli zeirechte aus-
üben, die Staatshoheit aber dem Völkerbund zuſtehen. Die
Einwohner des Saargebiets dürfen keine Abgeordneten in das
deutſche Parhainent ſenden. Dieſer Zuſtand ſoll 15 Jahre dauern.
Falls ſie dann den Willen äußern, unter der Verwaltung ihresHeimallandes zu bleiben, wird Deutſchland Frankreich die

Bergwerke abkaufen müſſen. Vom dem geſtern bereits
genannten Deckungsbetrage von 125 Milliarden Frank
werden 55 Prozent Frankreich zufallen, alles in Gold, Roh-
ſtoffen, Waren oder marktgängigen Werten in Jahreszahlungen.

bar. Schließlich werden die Penſion en der franzöſiſchen
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entnommen werden kann. Dann können die Begüterten Weizenmehl
nehmen und die Minderbemittelen Brot. Jch werde alles tun, um
die Einfuhr ausländiſcher Lebensmittel zu fördern. Jn der Debatlte,
in der Schlack (Ztr.) und. Dr. Vershofen: (Dem.) ſprechen,

e meint der Abg. Arnſtedt (Dn.): Wenn wir die eigene Erzeugung
ſtärker und dem Landwirte ausreichende PSreiſe gewähren, dann

ird die Landwirtſchaft wieer in ie Lage kommen, unſer Volk beſſer
billiger als jetzt zu ernähren. Die Regierung ſollte alles tun, um

unſere Landwirtſchaft leiſtungsfähig zu erhalten.
Abg. Duſch e. (D. Vp.): Wenn in Deutſchland mehr gearbeitet

wird, werden auf die Preiſe der ausländiſchen Lebensmittel ſinken.
Die Zwangswirtſchaft muß verſchwinden un dan ihre Stelle muß tre-
ten ſtraffe Selbſtzucht der Landwirte und der Verbraucher. Der Un
abhängige MWurm weiſt die Schuld an den Stkreifs, die er ebenfalls
verurteilt, der Wankelpolitik der Regierung zu. Jhm entgegnet Er
nährungsminiſter Schmidt: Wenn es den Unabhängigen mit ihrem
Appell an die Arbeiterſchaft ernſt iſt, ſo mögen ſie ihn an ihre Ver
trauesleute im Ruhrgebiet richten.
getan. Damit ſchließt die Ausſprache

Die Tagung der Demokraten.

Auf der Tagung des Hauptvorſtandes der Deutſchen demo
kratiſchen Partei in Berlin wurden am Sonntag die politiſchen
Fragen erörtert. Die Bedenken gegen das Verbleiben.
der demokratiſchen Partei in der Koalition wurden zwar zur.
Sprache gebracht aber nicht als ausſchlaggebend anBilitjrperſonen, weſche jährlich 4 Milliarden Fr. erreichen.
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geſehen

nd zur Laſt fallen. Die Frankreich gegen einen neuen

Bis jetzt haben ſie das Gegenteil

Die Vorlage über dem Stagte gerichtet
iſt der Nationalver ſammlung zugegangen Er ſieht ein deutſches
im internationales Gericht vor das ja von der Entente. abgeo
lehnt worden iſt. Es ſoll, für das deutſche Volk, feſtge-
ſtollt werden, nicht wer die internationale Schuld am Kriegsaus-
bruch zu tragen hat, ſondern, welcher Deutſche während des
Krieges ſich gegen das deutſche Volk vergangen hat, ſei es
aurch ſallche Kriegführung, durch gewiſſe Uebergriffe oder da
durch, daß er den Krieg in. Ueberſpannung der Abſichten und
Kriegsziele verlängerte hat oder dadurch, daß er Friedensmög-
lichkeiten nicht in angemſſener Weiſe nachgegangen iſt oder gar
oonhandenwe Friedensmöglichkeiten abgewichen hat.

Als Strafe iſt lediglich vorgeſehen die dauernde Unfähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Aemter; damit das Volk davor
bewahrt bleibe, daß ſolche Männer abermals Einfluß auf ſeine
Geſchicke gewinnen könnten.

Ueber die Unparteilichkeit dieſes von den Mehrheitsparteien
einzuſetzenden Staatsgerichtshof wird man ſich erſt nach deſſen
Errichtung und Beſetzung klar werden können. Wir vermögen
an ſolche Unparteilichkeit nicht zu glauben und halten das Ganz
für faulen Zauber.

Verlegung der Natinnalverſammlung nach Verti
Das preußiſche Staatsminiſterium hat bei der Reichsregie-

rung den Antrag geſtellt, die Nationalverammlung wieder nach
Berlin zu verlegen. Dieſer Antrag kommt den Wünſchen
der Weimarer Bevölkerung entgegen, welche ſich lebhaft gegen
die weitere Amweſenheit der Nationalverſammlung in Weimar
wendet. (7) Die Regierung wird wahrſcheinlich beſchließen, den
Antrag ſelbſt abzulehnen aber die Verlegung der Na-
tionalver ſammlung nach Pfingſten vorzunehmen.

Die Beſetzung der leitenden Arslandspoſten.
Wie die Demokraten einen leitenden Auslandspoſten aus ihrer

Reihe beſetzen ollen und zwar den Stockholmer, ſo iſt, wie das „Berk
Tagebl.“ hört, der Haager Geſandſchafispoſten dem Zentrum und der
norwegiſche den Mehrheitsſozialiſten. angeboten worden.

Nätekongreß und Räteſhyſtem.

Die „Kammer der Arbeit“ angenommen.
Jn der Sonntagſitzung des Berliner Rätekongreſſes wurde

der Antrag Kali ski (Mehrheitsſozialiſt), der eine Kammer
der Arbeit befürwortet, gegen 5. Stimmen der Demokraten
angenommen. Er lautet:

I. Die Grundlage der ſozialiſtiſchen Republik muß die ſozia-
liſtiſche Demokratie ſein. Die formaldemokratiſche bürgerliche
Demokratie wertet in ihrem Vertreterſyſtem die Bevölkerung
nach der bloßen Zahl. Die ſozialiſtiſche Demokratie
muß deren Ergärn zung e bringen, indem ſie die Bevölkerung
auf Grund ihrer Arbeitstätigkeeit, zu erfaſſen ſtrebt.

2. Dies kann am beſten durch die Schaffung von K.am-
mern der Arbeit geſchehen, zu denen alle arbeit-
leiſten den Deutſchen, nach Berufemgegliedert,
wahlberechtigt ſind.

3. Zu dieſem Zweck bildet
tionsrat, in den die einzelnen Kategorien ihre Vertreter (Räte)
entſenden. Die Landwirtſchaft und die ſreien Berufe bilden
entſprechende Vertretungen. Die Räte gehen aus Wahlen her-
vor. Der Produktionsrat des einzeinen Gewerbezweiges der
Gemeinde wird mit dem Produtktionsrat des gleichen Zweigs
in Kreis Provinz; Land und Reich zu einem Zentralproduk-
tionsrat verbunden

4. Jeder Produktionsrat wählt Delegierte in die Kummer
der Arbeit, die in der kleinſten Wirtichaftseinheit beginnt.

5. Dieſe iſt die Gemeinde, reſp. Großgemeinde; Gemein-
den, die eine Wirtſchaſtseinheit bilden, werden zuſammengelegt.

6 Die Produftionsräte der Kreiſe, Provinzen, Länder
und der Geſamtrepublik tun dasſelbe. Ueberall beſteht eine all
gemeine Volfskammer und eine Kammer der Arbeit.

7. Jedes Geſetz bedarf der Zuſtimmung beider Kammern,
doch erhält ein Gefetzz das in drei aufeinanderfolgenden Jahren
von der Voſkskammer (Gemeindevertretung; Kreisausſchuß,
Provinzialvertretung, Landtag, Reichstag) unverändert ange
nommen wird, Gefſetzeskvaft.

8. Jede der beiden Kammern hat das Recht, eine Volks
abſtimmun g zu verlangen.

9. Der Kammer der Arbeit gehen in der Regel alle Geſetz
entwürfe wirtſchaft. liſchen Gharakters (vor allem

die Sozialiſierungsgeſertz e) zuerſt zu. Es liegt ihr
ob, auf dieſem Gebiet die Jnitiative zu ergreifen. er.
Volkskammer gehen in der Regel die Geſetzentwürfe allgemein
politiſchen und kulturellen Charakters zuerſt zu. Die Zuteilung
der Delegierten auf die einzelnen Berufe wird durch beſonderes
Geſetz geregelt.

o SJ J

orl
erlle

Gewerbe einen Produk-1*

Jn der Montagſitzung ſtand das Thema Sozialäſi erung
zur Debatte. Anſtelle des erkrankten Berichterſtatters Hau tisky
las deſſen Gaitin das Referat vor. Es heißt darin u. a., daß die Tak
ſache; daß Sozialismus nicht unter allen Umſtänden möglich iſt, für
jeden Marxiſten eine Binſenwährheit ſein ſollte. Sozialiſierung be
daute nicht Expropriation. des An tals, ſondern Organiſation.
Zu ihrer Beſchleunigung müſſe man die Macht der Arbeiterräte
ſtärken. Die Wurzel alles Uebels ſei die Spaltung des Proletaria!s,
deſſen Einigkeit auf dem Gebiete der Sozialiſierung nicht die gering-
ſten Hinderniſſe finden würde Kaliski (Soz) erblickt in der am
Sonntag beſchloſſenen Organiſierung der Produklion die Grundlage
für die Sozialiſierung. Nach einer kurzen Erklärung des Arbeitsmini-
ſters Wiſſell greift u. a. Koe ne n-Halle die Regierung heftig
an und verſucht nachzuweiſen, daß ſie an dem Streik im Ruhrrevier
ſchuldig ſei.

Jn der Nachmittagsſitzung wurde die Reſolu'ion Kautsky der
Regierung überwieſen Jn einer Debatte über de Außenpolitik
wurde ein Antrag, der die Entſendung einer Studienffom-
miſſion nach Rußland fordert, dem Zentralrat überwiesen.

Es wurde ein Antrag gegen die Stimmen der Demokraten
angenommen, in der der Kongreß die auswärtige Politik der

egen wärtigen Regierung und insbeſondere die Führung der Waffeſitikandse erhadlun gen durch Erzberger ver
wirft, die geeignet ſei, die Gegenſätze insbeſondere zwiſchen Frank
reich und Deutſchland zu verſchärfen und einen ſozialiſtiſchen Völker
bund unmöglich machen. Er verurteilt aufs ſchärſſte, daß dem deut
ſchen Volke Nachrichten vorenthalten werden, die die Möglichkeit einer
Verſtändigung namentlich mit Frankreich und Rußland beweiſen. Die
unverzügliche Einſtellung der Feindſeligkeiten gegen Rußland wird

gefordert tHierauf nahm der Kongreß die Wahl des Zentralrates vor.
Ein Antrag, der den Zentralrat als höchſte Inſtanz der deutſchen
Arbeiter und Bauernräte erklärt und ſeine Mitgliederzahl auf 28 feſt
ſetzt, wird faſt einſtimmig angenommen. Ein Antrag der Unab
hängigen auf paritätiſche Zuſammenſetzung des Zentralrates
wird abgelehnt. Die Unabhängigen verweigern darauf
die Mikarbeit im Zentralrat. Der Zentralrat wird daher
zunächſt aus 21 Mitgliedern beſtehen: 16 Mehrheitsſozialiſten, zwei
Angehörigen der Soldatenfraktion, einem Demokraten, einem Bauern
bündler, einem Vertreter der chriſtlichen Gewerkſchaften. Sieben Sitz
werden den Unabhängigen offen gehalten. Segen 8 Uhr. wird der

Kongreß geſchloſſen



der erſte Parteitag der deutſchen Volkspartei

Die Deutſche Volkspartei hielt am Sonnabend in Jena eine Je
tralvorſtandsſitzung ab, der ſich am Sonntag der erſte Parteitag der
Deutſchen Volkspartei anſchloß. Jn der Zentralvorſtandsſitzung er
ſtatteite Abg. Dr. Stkreſemann das Reſerat über die poli
tiſche Lage. Er gab zunächſt einen Ueberblick über die Grün
dungsgeſchichte der Partei. Die anfänglich geſunde Bewe
gung zum Zuſammenſchluß aller liberalen Parteien ſei dadurch un-
geſund geworden, daß die radikalen Elemente der heutigen Demorra-
ſchen Partei ihre radikalen Abſichten in den Vordergrund drängtken.
An die Forderungen eines klaren Geſtändniſſes zum nationalen Pro
gramm und einer genügend ſtarken Feſtlegung der Nationalliberalen
forderungen in der neuen Partei habe er ſeine Zuſtimmung bei päleren
erneuten Einigungsverhandlungen geknüpft und dies ſei mißverſtänd-
lich als ſeine perſönliche Forderung bezeichnet worden. Die
Aufgabe der Partei, die auf dem beſten Wege ſei, die Mittel-
partei zu werden, die dem Stagtsleben unentbehrlich ſei, beſtehe darin,
ihre Kraft für den Augenblick zur Verfügung zu halten, in dem es
ſich darum handeln muß, das, was in Trümmer zerfallen iſt, wieder
aufzubauen. Dr. Streſemann warf dann einen Blick auf die äu ßere
Lage. Die ſeeliſche Widerſtandskraft des deutſchen
Volkes während des Krieges ſei allerdings überſchätzt worden. Ein
Urteil über die militäriſche Widerſtandskraft werde man
erſt fällen können, wenn die Widerſtandskraft des Feindes im Augen
blick des Waffenſtillftandsangebotes feſtgeſtellt ſei. Was moraliſche.
Widerſtandskraft zuwege bringt, habe ſich in der Danziger Frage ge
zeigt. Unzweifelhaft ſei fedoch der Zuſammenbruch jener JIIufi-
onspolitk, die mit einer ver ſöhnlichen Haltung der Entente gegen
über einem demokratiſchen Deutſchland gerechnet habe. Bei Beſprechung
der inneren Politik wies der Redner darauf hin, daß er ſchon
im Frühjahr 1917 für das parlamentariſche Syſtem eingetreten ſei.
Im allen Syſtem ſei jedoch nicht alles morſch geweſen und die Regle
rung müſſe jetzt, um ſich zu halten, an die Ueberreſte dieſes Syſtems
anknüpfen. Augenblickklich handle es ſich beſonders um die Wah-
rung der Reichseinheit und um die Unkeilbarkeit
Preußens. Jn der Sozialiſierungsfrage trat er für
die unangetaſtete Jnitiative des Unternehmens ein. Die Teilnahme
des Stages am Unternehmergewinn ſei prakiſch denkbar, indem der
Unternehmer von ſeinem erhöhten Verdienſt dem Staat abgebe. Jm
Räteſyſtem liege an ſich ein geſunder Gedanke, nur müſſe man
jede Einſeitigkeit im Aufbau der Wirtſchaftsvertretung vermeiden und
die Betriebsräte mit den Gewerkſchaftsorganſationen verbinden. Für
die Eingliederung der geiſtigen Arbeiter fordert der Redner friſche
Jnitiative. Er trat weiter mit Entſchiedenheit für den boden-
reformeriſchen Grundgedanken ein. Dr. Streſemann be
tonte zum Schluß, daß Liberalismus und Demofkratie Gegenfätze feien
und bleiben würden. Die Rede wurde mit ſtürmiſchem Beifall auf-
genommen. Jn der Debatte wurden die Varteibekenntniſſe zum
Deutſchtum aus den gefährdeten Gebieten mit herzlichem Beifall auf
genommen. Die Ausführungen Streſemanns zum ſozialiſtiſchen Ge
danken und ſeine bodenreformeriſchen Ziele wurden lebhaft unter
ſtrichen. Ein Antrag, den Namen der Partei zu ändern,
wurde gegen wenige Stimmen ab gelehnt, mit der Einſchränkung,
daß ſich die füddeutſchen Parteigenoſſen als Anhänger der Deutſch
liberalen Volkspartei bezeichnen.

Der Parteitag am Sonntag. der von weit über 200 Delegierten
beſchickt war, wurde von Dr. Streſemann mit einer Anſprache
eröffnet, in der er ermahnte, den Glauben an die unbeſfieg-
bare deutſche Volkskraft nicht zu verlieren. Er ſchloß mit
einem Hoch auf das deutſche Vaterland. Zum Vorſitzenden des Par-
teitages wurde Abgeordneter Dr. Kahl, zu feinen Vertretern Dr.
Oſann und Profeſſor Thüm mel gewählt. Abg. Dr. Kahl über-
nahm den Vorſitz mit einer Anſprache, in der er darauf hinwies, daß
die Deutſche Volkspartei auch heute noch die Partei der Reichsgrün-
dung und Reichserhaltung, die Partei Bismarcks und die Partei der
Kaifertreuen ſei. Wir ſind mit Herz und Verſtand an die Vergangen-
heit gebunden, verſchließen uns aber nicht den Anforderungen der
newen Zeit. Wir halten feſt am Kurs der guten Mitte. Nachdem
Profefer Thümmel im Namen der jengiſchen Gruppe für die
Begrüßung gedankt hatte, ergriff Dr. Streſemann das Wort zu ſeinem
Referat über die politiſche Lage, das ſich im großen ganzen mit
ſeinen Ausführungen in der Zentralvorſtandsſitzung deckte.

Wer iſt ſchuld an der Lebensmittelperteuernng

Jn der Nationalverſammlung in Weimar hat der Reichs
ernährungsminiſter Schmidt dargeſtellt, wie der verbrecheriſch
aufgeputſchte Streik im Ruhrrevier auf die Preiſe der vom Aus-
land bezogenen Lebensmittel gewirkt hat. Schmidt führte aus.

Bei meiner Preiskalkulation vom 14. März konnte ich in
Rusſicht ſtellen, den Speck mit 8,37 Mk. das Kilo liefern zu
können, durch das Sinken der Valuta iſt der Preis am 10. 4.
ſchon auf 10,82 Mk. geſtiegen. (Hört, hört)) Beim Mehl
beträgt der Preis infolge des neuen Kursverkuſtes 2,58 Mk.
ſtatt 1,95 Mk. Dieſe erſchreckende Erſcheinung wird verurſacht
e e völlige Stocken der Ausfuhr ſeit dem Waffen-
tillftand.

Wer die Lebensmittel nun mit höheren Preiſen bezahlen
muß. kann ſich bet den unabhängigen und ſpartag-
kiſtiſchen Streikwühlern dafür bedanken.

Der 1. Mai doch allgemeiner Felertag.
Die Vorſtände der Mehrheitsparteien haben, in der Frage

des Nationalfeiertages einen Kompromißantrag angenommen,
deſſen Annahme im Plenum als ſicher gikt. Der Antrag lautet:
Es wird ein allgemeiner Feiertag eingeführt, der dem Gedanken
des Weltfriedens, des Völkerbundes und des intrnationalen
Arbeiterſchutzes geweiht ift und für den der Charalter eines
Weltſeiertages erſtrebt wird. Seine endgültige Feſtlegung er
folgt nach Friedensſchkuß und nach Verabſchiedung der Ver
faſſung. Jn dieſem Jahre wird er am 1. Mai gefeiert. Zu
gleich erfolgt eine Volkskundgebung für den politiſchen und ſo
en Fortſchritt, für einen gerechten Frieden, für ſofortige Be
reiung der Kriegsgeſangenen, für Räumung der beſetzten Ge

biete und für volle Gleichberechtigumg im Völkerbund. Der
1. Mai 1919 gilt im Sinne reichs- und landesgeſetzlicher Vor
ſchrift als allgemeiner Feiertag.

Erwachen der ruſſiſchen Einſicht.

Lenin über die Weltrevolution.

Ueber ein Geſpräch, das er vor kurzem mit Lenin hatte,
berichtet ein Stockholemer Gewährsmann des „Vorwärts“:
Lenin räumte ein, daß er die Zeit bis zur Weltrevolutfion
trrig bemeffen habe. Früheſtens in zehn Jahren
werde ſie vielleicht eintreten. Dieſe Wartezeit wäre für
Rußland zu lang, es könne nicht länger gezögert werden, dem
Zuſammenbruch vorzubeugen. Zu dieſem Zweck müßten ſchkeu
nigſt Verkehrsmöglichkeiten geſchaffen und das Eiſen
bahnmaterial wieder in Stand geſetzt werden. Deutſche Jn-
genieure, deutſche Lokomotiven ſeien erwünſcht.

Der alte SchlendriNachläſſigkeiten in der Leere n

Jn einer beſonders ſchwierigen Lage ſind die beamteten
Vertreter Döutſchlands in Chriſtiania infolge einer geradezu
märchen haften B elei der Zentralſtelle in Berlin. Vor etwa
vier Wochen wurde das ſogenannte Brüſſeler Abkommen über

Zettelabſtimmung einſtimmig angenommen.

wurden die deutſchen Bevollmächtigten in Ehriſtienig tele
graphiſch beauftragt, „auf Grund des Brüſſeler Abkommens“
den Kauf norwegiſcher Lebensmittel für Deutſch
land abzuſchließen. Aber man vergaß ganz und gar, der dor-
tigen Geſandtſchaft wenigſtens den dazu erforderlichen Text
des Abkommens mitzuteilen. Man telegraphjerte nicht,
ſandte auch keinen Sonderkurier, ja, man gab den Text nicht
einmal einem der vegelmäßigen Kuriere mit. Am 23. März
erſuchte die hieſige Geſandtſchaft telegraphiſch um ſchleunige

Ueberſendung des Textes, erhielt aber bis heute keine Antwort.

Ruſſiſche Siegesmeldungen.

Die ruſſiſche Preſſe meldet, daß die Sowjettruppen in der
Krim eingerückt ſind und daß ſich die weiße Garde auf
dem Rückzuge befinde. Mariapol am Aſowſchen Meere iſt
von der roten Armee beſetzt, der Hafen jedoch noch im Beſitze der
Ententetruppen. An der Verteidigung Odefſas, deſſen Ein

4 franzöftiche Kreuzer und griechifche Truppen befeiligt. Vei
Berditfſchew fanden heftige Kämpfe ſtatt, bei denen 4 Regi

menter Peihueras vernichtet ſein ſollen.

Aus Stadt und Umgebung
Was gibt es an Lebensmitteln

Für die Zeit vom 2t. bis 27. April 1919 werden zugeteilt: 290
Haferflocken zum Preiſe von 29 Pfg. 1 Pfd. Sauerkraut zum Preiſe
von 25 Pfg., 24 Pfd. Marmelade zum Preiſe von 50 Pfg. auf Bezug
ſchein 57 bis 59 Verkauf der Ware von Donnerstag den 24. bis
Sonnabend den 26. April.

Fiſchkonferven.

Auf Bezugſchein 99 des Lebensmittelheftes erhalten die Jnhaber
der Hefe 9031 bis 9550 zwei Doſen Fiſchpaſte für zuſammen 4,60 Mk.,
die Jnhaber der Hefte 9551 bis 10090 eine Do e Scholle in Gelee
für 10,35 Mk. Abgabe der Bezugsſcheine am 16. und 17. April, Ber
kauf der Ware am Sonnabend, den 19. April.

Schokolade für Kinder.

Jedes Kind von ſechs bis einſchl. zehn Jahren erhält eine Tafel
Schokolade zum Preiſe von 1,60 Mk.

Leuchtmittel.

An Leuchtmitteln werden für den Monat April zugeteilt: auf
jede Peiroleum-Karte ein viertel Liter Petroleum zu 23 Pfg., auf jede
Karbidkarte 5 Pfd. Karbid zut 75 Pfg., auf Ab ſchnitt 5 der Kerzen
karte zwei Kerzen für zuſammen 42 Pfg.

Vorkäufig kein AngeſtelltenStreik im Leung-Werk.
Wie wir erfahren, fand geſtern mittag im Leunga-Werk eine Be

ſprechung zwiſchen der Werksleitung und Vertretern der Angeſtellten
ſtatt, deren Ergebnis war, daß eine Kommiffion, beſtehend aus
dem Obmann des Angeſtelltenaus ſchuſſes, nach Ludwigshafen
fährt, um ſich über die dortige Lage zu orientieren und mit der
Direktion zu verhandeln. Der Ausbruch des Angeftelltenſtreikes iſt
damit vorläufig vermieden.

Monatsverſammlung des V. D. H.
Die geſtrige Monatsverſammlung war außerordentlich ſtark be

ſucht. Nach Verleſung des Protokolls der letzten Verfammlung be
richtete Herr Schulz über den Gautag, einige dort für den Verbands
tag geſtellten Anträge wurden durchgeſprochen. Die Stellungnahme
unſeres Kreisverefns zu dieſen z. T. wichtigen Fragen (Aufnahme
von weiblichen Angeſtellten uſw.) ſoll in der nächſten Monatsver-
ſammlung feſtgelegt werden. Es Konnte dann die erfreuliche Mittet-
lung gemacht werden, daß die Bildung einer Arbeitsgemeinſchaft
aller Augeſtelltenverbände Merſeburgs unmittelbar bevorſteht. Vom
Vorſtand wurde der Antrag geſtellt, in Tarifverhandlungen mit den
Arbeitgeberverbänden einzutreten, der Antrag wurde in geheimer

Herr Hübner berichtete, daß die Lehrlingsabteilung an den
Verein zur Förderung der Jugendpflege herangetreten ſei wegen
Ueberkaſſung eines Raumes an einem Tage der Woche. Der Verein
zeigte bereilwilliges Entgegenkommen zur koſtenloſen Aeberkaſſung
eines Raumes. Nur für durch Heizung und Beleuchlung entſtehende
Unkoſten iſt jährlich ein Betrag von 10 Mk. zu entrichten. Die 10 Mk.
werden von der Verſammlung bewilligt.

Verbandsverſammkung der Ziegenzuchtvereine.

Der Einladung zu der am 9. d. M. im Reſtaurant „Tipoli“ zu
Merſeburg anberaumten 3. Verbandsverſammlung des Verbandes der
Ziegenzuchtvereine des Kreiſes Merſeburg waren von 16 Vereinen
8 gefolgt. Der Verbandsvorſitzende, Herr Regierungs und Veterinär
arzt Dr. Franke begrüßte den als Gaſt anweſenden Landrat Freiherrn
von Wilmowoski und die 26 erſchienenen Vertreter. Nach Eintritt in

die Tagesordnung wurden der Kleintierzuchtverein Schkeuditz
und der Verſicherungsverein für Zuchtziegen pp. für Kötſchau in
den Verband aufgenommen. Rach dem vom Geſchäftsführer Klin-
gelſt ein aufgeſtellten Geſchäftsbericht beträgt die Zahl der Verbands-
Vereine 16, die Zahl der Verernsmitglieder 2109, die Zahl der Ziegen
3772 und die Zahl der Zuchtböcke 47. Die am 16. Juni 1918 ab-
gehaltene zweite Ziegenſchau zeigle weitere gute Zuchtfortſchrirte.
Verſichert ſind 38 Zuchtböcke. Entſchädigungen für Verluſte waren
nicht zu zahler, ſo daß der Sicherheits- und Vetriebsrücklage 478 Mk.
zugeführt werden konnten. Die Rechnung wurde von den Herren
Weſtphal-Modelwitz und Hauptlehrer Dietel-Oberklobikau
geprüft und dem Geſchäftsführer Entlaſtung erteilt. Die Verbands
kaſſe ſchließt in Einnahme mit 2180 Mk., in Ausgabe mit 2112,34 Mk.
und mit einem Beſtande von 68,23 Mk. ab. Das Verbandsvermögen
beträgt zurzeit 1025,37 Mk. Am 15. Juni wird wieder in Merſeburg
ein Lämmermarkt mit Ziegenſchau abgehalten. Als Aus
ſtellungslokal wurde das „Neue Schützenhaus“ beſtimmt. Ueber die
Ergebniſſe der Körung für 1918 erſtattete der Vorſitzende und über
die Zuchtbuchführung Tierarzt Stephan Bericht. Jm allgemeinen
iſt zu erwähnen, daß ſich Ziegenhalter durch Benutzung nicht ange-
körter Böcke ſtrafbar machen. Eine Erweiterung der Körordnung
ſoll durch den Herrn Landrat erſtrebt werden. Jn das Herdbuch ſollen
grundfätzlich nur die beſten und edelſten Tiere, die auf der Schau mit
J. und II. Preiſen ausgezeichnet ſind, eingetragen werden. Bisher
wurden 4 Böcke und 17 Ziegen eingetragen. Es iſt unbedingt not-
wendig, daß Ziegen, die im Herdbuch eingetragen ſind, nur von eben
bürtigen Böchen gedeckt werden. Der Verein Merſeburg beabſichtigt,
einige Herren nach Heſſen zu ſchicken, um eine Anzahl Böcke und Läm-
mer, die dem Zuchtziel entſprechen, ankaufen zu laſſen. Die Bemüh-
ungen. des Herrn Laudrais wegen Anpachtung größerer Wieſen
flächen zur Futterbeſchaffung für den Verband ſind leider
ohne Erfolg geblieben. Die Beſchaffung von Futterrüben im Herbſi
tk9t9 wird der Verband zu ermöglichen verfuchen. Anſtelle des Herrn
Klingelſtein, welcher ſein Amt aus Geſundheitsrückſichten niederlegte,
wurde Herr Dörl als Geſchäftsführer gewählt.

Lebeusmittel als Erwerbsloſenunterſtützung.
Das Miniſterium des Jnnern hat in einem 5. Nachtrag zu der

Verordnung über Erwerbsloſenfürforge befürwortet, weiteſtgehend
von der Beſtimmung Gebrauch zu machen, daß an die Stelle von Geld
unterſtützung auch Sachleiſtungen, Gewährung von Lebensmitteln,

Mietsunterſtützung und dergl. treten. Der Zweck der Erwerbsloſfen-
fürſorge, der Schutz der Erwerbsloſen gegen Not, werde am beſten
durch Berabreichung der zum Leben notwendigen Lebensmittel (als
Naturalleiſtung oder Speiſung) und der wichtigſten Bedarfsgegen-
ſtände in Anrechnung auf den Unterſtützungsbetrag oder unter Aus
zahlung des überſchießenden Vetrags zur Befriedigung der ſonſtigen
Lebensbedürfniſſe erreicht.

wwurnthwaaaanaaanaen

nahme durch die rote Armee bereits gemeldet worden iſt, waren

Dicbſtahl.
Im ſtädtiſchen Krankenhaus wurden in der vergangenen Nacht 70
wer geſtohlen. Der Täker konnte nicht ermittelt werden.

Schle del.
Von der hieſigen Polizei wurde heute das Geſchirr eines Pferde-

händlers aus Halle angehalten. Derſelbe hatte 6 Ztr. Hafer von einem
Landwirt in Baumersrode bei Mücheln auf dem Wege des Schleich
handels erworben.

Hüh

Aus Kreis und Nachbarkreiſen.
Raubmord in der Königſtraße.

Halle, 15. April. Als geſtern abend der Kaufmann und
Futtermittelhändler Johann Legner mit ſeiner Frau nach

ufe bam, überraſchte er in ſeinem Geſchäſt, Königſtraße 17,
zwei Kinbrecher, die eingedrungen waren, um Diebſtähle auszu-

führen. Auf den Anruf Legners flüchteten die Diebe in das da
neben liegende Zimmer, um durch das Fenſter auf die Straße
zu entkommen. Legner, der ihr Vorhaben ſofort überſchaute,
ſtellte ſich mit ſeiner Frau den aus dem Fenſter ſpringenden Ein
brechern entgegen, wobei es zu einem Hand gemenge zwi-
ſchen Legner und einem der Einbrecher kam. Als Legner Hilfe
rufe ertönen ließ, zog der Einbrecher ein dolchartiges
Meſſer und ſtach blindlings auf Legner ein. Er brachte ihm
erhebliche Stichwunden im Geſicht und in der oberen Kopſhälfte
bei, die den fſofortigen Tod zur Folge hatten. Die Ein
brecher ſind entkommen.

en

Turnen, Spiel und Sport
Wandern. Zu der erſten Wanderung des Pfälzer Waldvereins

am verga. zenen Sonntag fanden ſich trotz des anhaltenden Regens
zur feſtge ehten Zeit 39 Damen und Herren am Treffpunkt Kolonie
Röſſen ein. Von hier aus ging es dann über Daspig- Cröllwitz nach
Dürrenberg, das um 2 Uhr erreicht wurde. Wenn auch bis Dürren-
berg die Wanderer des ſchlechten Wetters wegen auf die Landſtraße
angewieſen waren, änderte ſich ab hier das Bild und auf gutem Wege
ging es von hier zur Endſtation Veſta, die um 2.45 Uhr erreicht
wurde. Herrlich war die letzte Srecke. Rechts die Saale mit ihrem
Rauſchen, links ein leicht anſteigender Abhang mit der Saline Dürren-
berg. Das ſche Grün, die hervorbrechenden Knoſpen der Kaſtanien-
bäume und auch die blühenden Pfirſichbäume erfreuten das Auge des
Wanderers. Trotz des unfreundlichen Wetters herrſchte unter den
Veteiligten eine ſehr frohe Stimmung, wie man ſie nur bei den
Freunden der Nalur findet. Hoffen wir, daß bei ferneren Wan
derungen der Wettergott den Wanderern beſſer geſinnt iſt. Wald
Heil! Eine Ortsgruppe des Pfälzer Waldvereins iſt nun auch in
Halle gebildet worden. Die erſte Wanderung findet am kommen
den Freitag (Charfreitag) nach dem Petiersberg ſtatt. Auskunft
erteilt bereitwilligſt Leingang (Lohnbüro) Leuna-Werk.

Turnen. Heute und morgen abend findet wiederum ge
meinſchaftliches Turnen der Mitglieder fämtlicher hieſigen
Turnvereine, der männlichen am Mittwoch und der weiblichen am
Donnerstag ſtatt. Turnfreunde ſind herzlichſt eingeladen.

Fußball. Ueber das am vergangenen Sonntag auf dem V. f. B.
Sportplatz ſtattgefundene erſtklaſſige Treffen unſerer Blau-
weißen brachten wir in der geſtrigen Nummer unſerer Zeitung einen
ausführlichen Bericht. Jn Würdigung des guten Spiels
der hieſigen Mannſchaft bringen wir noch einen eingeſandten Bericht
zum Abdruck:

V. f. B.-Merſeburg Eintracht-Leipzig 6: 4. Das iſt ein Reſultat,
das ſelbſt Optimiſten nicht erwartet hatten, denn die Gäſte repräfen
tierten beſte Leipziger Klaſſe. Der anhaltende Regen hatte wohl den
Beſuch des Spieles beeinträchtigen können, auf den Verlauf des elben
hatte er wider Erwarten aber relativ wenig Einfluß. Der Kampf,
wohl einer der ſchönſten, die wir hier bisher geſehen, wurde trotz der
erſchwerenden Bodenverhältniſſe beiderſeits flott und fair durchgeführt
und hinterließ einen äußerſt angenehmen Eindruck. Der gebotene
Sport war durchweg erſtklaſſig. Ausgeſprochen ſchwache Punkte
gab es bei beiden Mannſchaften nicht. Eintracht hatte ebenſo wie
der V. f. B. zwei Erfatzleute einſtellen müſſen, doch paßten ſich dieſe
dem Ganzen gut an. Namen, wie Kuetſche, Beer, Heidrich und San-
dig, ſämtlich bekannte repräſentative Spieler, bürgten von vornherein
für die Erfüllung hochgeſpannter Erwarkungen. Merſeburg über-
raſchte durch ein vorzügliches, taktiſch vollendetes Dretinnenſpiel, auf
deſſen Konto der hoch zu bewährende Sieg geht. Erwieſen ſich die
Flügelleute auch nicht ganz auf gleicher Höhe ſtehend, ſo waren ihre
Leiſtungen doch recht beachtenswert. Das gleiche gilt von der Ver
eidigung, deren Rückgrat Richter zu werden verſpricht. Leipzig hatte
einen ſo hochwertigen Gegner in un erer Stadt ſicher nicht erwartet,
erkannte aber nach der erſten Viertelſtunde V. f. B. führte bereits
mit 2 0 die Situation und gab alles her um nicht zu unterliegen.,
Ein unentſchiedenes Ergebnis hatten die Gäſte, denen der ungewöhnte,
etwas kleine Platz anſcheinend nicht zufagte. dem Spretverlauf nach

verdient. Halbzeit 4: 2 für Merſeburg. V. f. B. II Germania-
Merſeburg J 3:5 V. f. B. trat mil viel Erſatz an.

Wettervorausſage
Donnerstag, den 17. April. Unruhig, wechſelnd, bewölkt, mild.

zeitweiſe Regen.

Letzte Depeſchene

Unruhen in Jndien.
London, 16. April. Telegramme des Vizekönigs von

Jndien berichten, daß am 11. April in Punjab (Fünfſtrom-
land) und in Bombay Unruhen ſtattgefunden haben, die auf
Agitation gegen die Aufruhrgeſetz- Vorſchläge zurückzuführen ſind.
Jn Amritger kam es zu ernſten Zuſammenſtößen, wobet 5
Europäer und 30 Aufrührer getötet wurden. Jn Ahmeda-
b ad ſteckte der Mob verſchiedene Häuſer in Brand. Jn Lahore
ſchoſſen die Truppen auf die Menge und töteten drei Perſonen.
Jn Vembay ſind gleichfalls Unruhen ausgebrochen, die durch
Kavallerie unterdrückt wurden.

Tumulte in Mailand.
Lugano, 15. April. Jn der Mailänder Vorſtadt Porta

Venezia kam es geſtern nachmittag zu ernſten Tumulten,
als die Polizei eine Volksverſammlung unter freiem Hinrmel

auſlöſen wollte. Alle Ausgänge des Platzes waren von den
Karabinieren und Reitender Artillerie beſetzt, die ſich aber vor der
wütenden Menge zurückziehen mußten. Auf beiden Seiten
gab es Tote und Verwundete. Etwa 20 Poliziſten mußten in
den Hof eines Hauſes flüchten, wo ſie mehrere Stunden lang
von der Volksmenge belagert wurden, die auch verſuchte, das
Haus in Brand zu ſtecken

ß

die Lebensmittelverſorgung Deutſchhands geſchloſſen. und ſofort Verwendung der Unterſtützung am ſicherſten vorgebeugt
Dadurch werde auch der mihränchlichen
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Bekanntmachung.
„Betreffend Schlachtvieh und Fleiſchheſchan bei Hansſchlach-

tungen von Pferden.

Da neuerdings auch Hausſchlachtungen von Pferden vor
genommen werden, mache ich darauf aufſmerkſam, daß nach

der e e des1. Oktober 1
Herrn Oberpräſidenten vom

14 (Amtsblatt 1914, S. 462) auch die Hausſchlach
tungen von Pferden der Beſchau unterliegen.

Merſeburg, den 10. April
Der

J.-Nr. 3921 L.

1919.

kommiſſariſche Landrat.
Dr. Mosle.

Ausgabe von Fiſch Konſerven auf Bezugsſchein
Nr. 99 des Lebensmittelheftes am Sonnabend, den

19. April 1949.

a) die Jnhaber der Lebensmittelhefte Nr. 9301--9550 (8 Köpfe)
auf den Haushalt 2 Doſen Fiſchpaſtete für zuſ. 4,60b) die Jnhaber der Lebensmittelhefte Nr. 9551 10000 (9 und
mehr Köpfe) auf den Haushalt 1 Doſe Scholle in Gelee

7 Pfd zuſammen 10,35

1. Es erhalten:

2. Abgabe der Bezugsſcheine durch die Haushaltungen am
Mittwoch, den 16. und Donnerstag, den 17. April 919;

3. Ablieſerung der Bezugsſcheine durch die Geſchäfte am
Freitag, den 18. April 1919, vormittags 9--12 Uhr, an dieLebensmittelverteilung, Gr. Ritterſtraße 5;

4. Ablieferung der eingenommenen Quittungsabſchnitte da
ſelbſt am Tienstag, den 22.

Merſeburg, den 15. April
L-A. II. 1040/19

April 1913, vormittags.
1919.

Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.
Ausgabe der Leuchtmittel
für Monat April 1919.

Es werden für Monat
April 1919 zugeteilt:

auf jede Petroleummarke
Liter Petroleum zum Preiſe
von 23 Pfg.,

auf jede Carbidkarte 5
Pfund Carbid zum Preiſe von

»75 Pfg. für das Pfund,
auf Abſchnitt 5 der Kerzen-

karte 2 Kerzen zum Preiſe von
zuſammen 42 Pfg.

Der Verkauf erfolgt nur in
den bekannt gegebenen, zugelaſſenen Verkaufs ſtellen, in
denen die Empfangsbe rech
tigten zur Kundenliſte einge-
tragen ſind.

Die Verkauſsſtellen haben
den zum VerLauf frei gege-
benen Abſchnitt eigenhändig
von der Leuchtmittelkarte ab-
zutrennen und dem Magiſtrat
ſofort nach Schlußdes Verkaufs
mit dem vorgeſchriebenen Ver-
kauſsbericht einzuſenden.
Merſeburg, d. 14. April 1919.,
M. 218/19. Der Magiſtrat.
Amtliche Annahme und

Verkanufsſtelle
ſür getragene Bekleidung

Merſeburg, Karlſtraße 4.
Fernſprecher Nr. 591.

Mittwoch, den 16. April 1919,
vormittags von 9--12 Uhr

Annahmetag.
M. 254/19. Der Magiſtrat.

Ausgabe von Schokolade

an Kinder von 6--10 Jahren
am Sonnabend, den 19. April
1919 in denjenigen Verkaufs-
ſtellen, in denen die Kinder
zur Kundenliſte angemeldet
ſind Es werden zugeteilt:
an jedes Kind von 6 bis ein-
ſchließlich 10 Jahren 1 Tafel
Schokolade zum Preiſe von
1,60 Mk. L. A. II. 1039/19.

Merxrſeburg, d. 15. April 1919
Das ftädt. Lebensmittelamt.

Jn das Handelsregiſter A
Nr. 120, betreff. die Firma O.
Scholz Witwe in Merſeburg,
iſt heute folgendes eingetra-
gen: Die Firma iſt jetzt eine
offene Handelsgeſellſchaft. Ge-
ſellſchafter ſind die Tiſchler-
meiſter Otto und Wilhelm
Scholz in Merſeburg. Die
Geſellſchaft hat am 1. April
begonnen.

Merſeburg, den 8. April 1919.
Preuß. Amtsgericht Abt. 4.

Kirchliche Nachrichten.

Dom. Getraut: Der In
ſtallationsmeiſter Max Sünder-
haut mit Frau Marie geb
Schumann. Beerdigt: Die
Ehefrau des Lohgerbers Louis
Schulze und die Ww. Wilhel-
mine Epheſer geb. Hübner.

Stadt. Getauft: Friedrich
Karl Droaſe. Getraut: DerTechniker W. Schmeil mit
Frau G. geb. Beyer. Der
Dreher H. Weber mit FrauM. geb. Linke. Beerdigt:
Die Frau des Mühlenbauers
Schiller, der Arbeiter Pillet.

Altenburg. Getraut: Der
Maſchiniſt Alfred Belger mit
Frau Minna geb. Wittig.
Beerdigt: Fräulein Eliſe
Weddy; Frau Auguſte Kutzner
geb Heinrich.

Nenmarkt. Beerdigt: Hel-
muth Oſtermann, Sohn des
Zeichners Otto Oſtermann.
Der Güterbodenarbeiter Adolf
Walther. Die Ww. Marie Engel
Andreasheim. Marie Boit,
Ehefrau des Pfarrers Fried-
rich Bvit. Gerhard Dittmar,
Sohn des Technikers Walter
Dittmar. Getauft: Heinz
Gerhard, Sphu des Zimmer-
manns Heſſelbarth.

Ein paar

weiße Schuhe
zu kaufen geſucht, Größe 38
Zu erfragen in der Exped
dieſes Blattes.

n Durch die Verordnung der Reichsregierung über
Sonntagsrube im Handelsgewerbe und in Apotheken vom
5. Febr. iſt an Sonn-z u.
Apolheken
bis 3

nur noch eine
öffnet.

Feſttagen von den beiden hieſigen
Apotheke für den Verkehr ge-

Die andere Apotheke iſt von früh 8 Uhrum nächſten Tage früh 8 Uhr geſchloſſen. Das Schließen
je einer Apotheke geſchieht wechſelweiſe.

Le hmicke, Domapotheke. Stöcker, Stadtapotheke.

Das Werbebüro für dasZugarer Feldartill.-Regt. Nr. 74

befindet ſich im

Hotel „Zur goldenen Sonne“,
De Merſeburg.Dienſſtunden: 9 Uhr vormittags his 2 Uhr nachm.

Stoſfwechselkrankheiten, Nervenleiden

Blutarmut, Schwächezustände,
tismus,

ULungen-,

störung.

Aerztl. Heilanstalt Sanavita vorm.
Ambulatorium. berlin W.

Magen-
Arterienverkalkung, Zuckerkrankheit,

zügliche Erfolge durch kombiniertes Sauerstoft-Heilverfahren ohne jede Berufs
Verlangen Sie kostenfrei ausführliche ärztliche Broschüre

Darmleiden, Gicht, Rheuma“
leber- und Nierenleiden usw. Vor

Sanitätsrat Dr. Weise's
Potsdamer Str. 123 b.

Straßenbeſen

in Haltbarkeit wie Piaſava
a Stck. 5,60 Mark,

VReiſigbeſen
extra voll und kräftig
a Ein 1,75 Mark

empfiehlt

O. Renner
Tel. 509. Markt 18.

Auskunft umſonſt bei

chwerhörigkeit
Ohrengeräuſch, nerv. Ohr-
ſchmerz über unſere tauſend-
fach bewährten, patentamtlich
geſchütz. Hörtrommeln.
Bequem und unſichtbar zu
tragen. Glänzende Anerken
nungen.
Sanis Verſand München 583 h.

Kreis-Sparkasse,

MEBEXIIIIMEEXKIE
für den öffentlichen Verkehr geschlossen.

C

Merseburger Vereinsbank, e. G. m. b. H.
Mitteldeutsche Privatbank, A.-G., Zweigniederl. Merseburg,

Sächsische Provinzialbank,
Friedrich Schultze,
Städtische Sparkasse.

Jtzton
Saatge gegegkKrahen

asapen mause
und andere Ter
Niederlage hier

bei

Eduard Klauss
Windberg 3

GpeiſeZimmer,
Herren Zimmer,

Damen Zimmer,

SchlafZimmer,
Küchen

in einfacher bis ganz
reicher Ansführnng.

Große Auswahl.
Möbelfabrik

Aennchen
inh. Richard Ziemer,

Halle a. S.,
Alter Markt 2.

Khabarber
ſtarke, ſortenechte Wpflanzen, 1 Stck. M.Dahlien- -Kunollen

in feinſten Farben und
Sorten, 1 Stck. M. 1,

wohlriechenden:
Wichen-Gamen:
alle Farben gemiſcht
1 Portion M. 0,50

Stiefmütterchen-
S Pflanzen S

10 Stück 1,50Trebſt
Gärtnerei Kordöſtr.Zennassen

Alter und Ge-
Ausk. umsonst.

Befreiung sofort.
schlecht angeben

Sanis Versaud München 9583.

behr. Bethmann

Werkstätten
für Wohnungskunst
Halle a. d. S.

Grobe Steinstraße 79-80.

Bequeme
Polstermöbel.

J

Mühlen Vereinigung Merſeburg.
E. G. m. b. H.

Bilanz am 30. September 1918.
Aktiva:

Kaſſa-Beſtand 142,25
Bankauthaben 4& 5930,25
Sparkafſ.-Guthab. 651,05
Buchforderungen 4 4013,05

10745,58

Beſtand am 1. Oktober 1917

Abgang

mit 171 Anteilen.

513 000 Her Boe
Leo Heberer. O. Schumann.

Aug. Lenz.

e grr Bewegung
Zugang im Geſchäftsjahr

Beſtand am 30. Geptember o 84 Genoſſen

v der Mitglieder am 30, September 1918

Paſſiva:
Geſchäftsanteile

der Mitglieder. .4 3 420,
Vorausbezahlte

Gefchäftsanteile .4 40,
Reſervefonds-

Conto 6500,60Frachten-Aus-
gleich-Conto 4000,

Gewinn 2734,98
10 745,58

77 Genoſſen

12 e e Je h

Der Aufſichtsrat.
Heinrich Schüller. Clemens
Ebert. Carl Gneiſt. O. Traue

Fernruf 215

än.
Cinophontheaterr Ritterstrasse 1

Ab Dienstag bis Donnerstag:
Der grosse Aufklärungs- und Kulturfilm:

RA WUM X.
grunel verschlingt???

Die Tragödie einer Unwissenden in 5 Abteilungen mit Käte
Richter und Karl Beckersachs als Hauptdarsſeller.

MAXIMUM.Ergreifendes Drama aus dem Leben in 5 Akten mit
Friedrich Zelntk.

Fernruf 215

de der Ab-

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafrzimmer
Küchen und

einzelne Möbel jeder

empfiehlt in ber Aus-

r olri
Halle9., Gr. Märkerstr. 26

am Ratskeller.

GalzGchnitthohnen,

Wirſingkohl,
Weißkohl,
Rotkohl

in vorzüglicher Qualität empfiehlt

Emil Wolf. an die Geſchäftsſtelle d. Bl

Friſchen Spinat
bietet an

Trebſt, Nordſtraße,
Fernruf 10.

Guterhaltene gebranchte

Schultaſche oder Schul
ranzen zu kaufen geſucht

Offert. mit Preis u.
„V. 138“ an die Expeditiondieſes Blattes erbeten.

Ausgekämmtes
Damenhaar

kauft höchſtzahlend

Alfred Kluge,
Bahnhofſtraße 8.

Eine nsenuViolinschule
(Zimmer-Hecht)

zu kaufen geſucht. Angebote
mit Preisangabe unter V. 10

brdl. Mavlerunternint

auch in den Abendſtunden
erteilt

Elſe Brandt,
ſtaatl. gepr. Klavierlehrerin
Unteraltenburg 25, 1 Tr.

wird bei Jhnen nicht, wenn
Sie Jhren Stall und alle
anderen Türen mit dem ver-
beſſ. gut geſch. Alarmſchuß-
apparat ſichern. Leichte gefahr-
loſe Anwendung, Konkurrenz-
los. 100000 Stück im Ge-
brauch. App. mit 5 Patronen

5,50, 3 Stück 15. Allein-
verkauf

„Graco “Generalvertrieb,
Halle a. S., Delſtraße 1I1.

Vertreter Geſucht.

Thermosſlaſche
zu kaufen geſucht. Gefl. Off.
unter E. H. 138 an die Exped.
d. Blattes.

Weißes, gesticktes
Voilekleid

zu verkaufen. Zu erfragen
in der Expedit.. ds. Blattes.

Große Poſten
Rohre für Staketzweche ge
eignet, Belagbleche in allen
Größen und Stärken, Waſſer
und Aſchenbehälter, Flach- und

Rundeiſen, Bauſchienen und
eiſerne Pachfäſſer

verkauft billigſt
Heinrich Bode, Naſff-,

Merſeburg. Tel.

Stadttheater Halle
Dienstag, 7 Uhr:

„„Lisebifll.
Mittwoch, 7 Uhr:

Das Glöckehen des
Eremiten.

h

Achtung!
„Vaudeha“

Mittwoch Mittwoch

IIISääh

„Wettiner Hof“e
Guts Verkauf.

Das in Kriegsdorf Nr. 5
bei Merſeburg gelegene Bau-
erngut mit Feld ſoll am Sonn
abend, den 19. d. Mts., mittags
1u1 Uhr im Gaſthof daſelbſt
meiſtbietend verkauft werden.
Auch kann lebendes und to es
Jnventar mit übernommen
werden Bedingungen werden
im Termin bekannt gemacht,
auch ſind dieſelben jederzeit
im Grundſtück vom Unterzeich-
neten zu erfahren.

Der Beſitzer.

Junges Ehepaar,
(Kaufmann), kinderlos, ſucht

möglichſt ſofort

2 bis 3 Fimmer,
am liebſten unmöbliert, mit
Küchen Benutzung. Ruhige
Mieter, welche die derzeitigen
Verhältniſſe zu würdigen
wiſſen. Angebote erbeten an
C. Görling, G. m. b. H.,
Merseburg.

Suche zum 1. Oktober d. J.
oder früher

von 5 bis 6Wohnung Zimmern
nebſt Zubehör, Bad, ekektr.
Licht uſw.

Rahe, Marienſtraße 1.

Gut möbl. Zimmer
oder Wohn und Schlafzimmer
mit Morgenkaffee (wenn mög
lich auch mit voller Penſion)]
von einzelnem Herrn (Be-
amten) zum 1. Mai oder 1.
Funi J. geſucht. Gefällige
Angebote mit Preisforderung
unter V. B. A. 140 an die
Geſchäftsſtelle dieſes Blattes
erbeten.

Zimmer
ohne oder mit Möbel in gutem
Hauſe an einzelne Dame zu
vermieten. Offerten unt. L.
P. 139 an die d. d.
Tüchtig. Kupferſchmied

geſucht
Wilhelm Wiegand, Jngenieur,

Vorwerk 17.

Jundes Mädehen

für leichte Beſchäftigung ſo
fort geſucht.

Hätterstrasse 8, part.

Saubere

Aufwartung
für ſofort geſucht.
Frau Bürgermeiſter Moſebach.

Poſtſtraße 6, 2 Treppen.

D

Aelteres ehrliches
Mädchen als Aufwartung
für den ganzen Tag geſucht.

Naundorf, RoßſchlächtereiObere Breiteſtraße 4. 4

Beſſere ſaubereAufwartung
ſucht Poſtſtraße 51I.
m
Dienstmädchen erhält

wer die Unſtrut Zeitung Bauch
zur Jnſertion benutzt.
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Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Neutraler Kredit für Deutſchland
Nach holländiſchen Nachrichten ſind zwei führende hollän-

diſche Bankiers in Paris eingetroffen, um mit den Alliierten
über eine Anleihe von 5 Milliarden Mark in Gold zu
verhandeln. Dieſes Darlehen ſoll Deutſchland gewährt werden
von einer Gruppe neutraler Bankiers, um der Jnduſtrie Deutſch
hands wieder auf die Beine zu helfen.

Die Wiedereinſchaltung des freien Handels.
Die „Pol. parl. Nachr.“ ſchreiben Jn letzter Zeit iſt häufig

die Frage erörtert worden, daß unſere Gegner für die Wieder-
aufnahme des Güteraustauſches den Weg des privaten
Handels zwiſchen den Organiſationen des Handels dem des
ausſchließlich offiziellen Verkehrs zwiſchen den Regierungsver-
tretern vor ziehen. So hat jetzt die Handelskammer Mai-
land das Erſuchen an die italieniſche Regierung gerichtet, die
baldige Wiederaufnahme der wirtſchaftlichen
Beziehungen mit Deutſchland zu ermöglichen. Dar-
auf iſt auch in Berlin ein Ausſchuß namhafter Vertreter von
Handel und Jnduſtrie im gleichen Sinne bei der deutſchen Re
gierung vorſtellig geworden. Wie wir hören, iſt die Regierung
dieſem Wunſche ſofort nach gekommen. Sie hat beſchloſſen,
daß in allen mit dem Waffenſtillſtandsabkommen irgendwie zu
ſammenhängenden wirtſchaftlichen Verhandlungen der Weg
über die beiderſeitigen privaten Handelsorganiſationen nach
Möglichkeit bevorzugt wird.

Ein polniſcher Gewaltakt gegen die evangeliſche Kirche.
Nach Berichten, die an zuſtändiger Stelle eingegangen

ſind, hat die polniſch-katholiſche Kirche die evange-
liſche Schloßkapelle im Schloß zu Poſen nach katho-
liſchem Brauche weihen laſſen. Der Evangeliſche Oberkirchenrat
hat gegen die neue Vergewaltigung der evangeliſchen Kirche
durch die Polen, die unker der evangeliſchen Bevölkſerung die
ſchwerſte Beunruhigung hervorrufen müß, bei der preußiſchen
Regierung und dem Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und
Volksbildung ſchärfſte Ver wahrung eingelegt. Es muß
mit Veſtimtheit erwartet werden, daß an maßgebender Stelle
entſchiedene Schritte zur Verhütung ſolcher auf Rechtsbruch be
ruhenden Akte polniſcher Willkür unternommen werden.

Vom Auslande
Die Affäre Humbert.

Genf, 13. April. Jn der Affäre Humbert erregt in Paris
ungewöhnliches Aufſehen folgender Zwiſchenfall: Durch Hum-
bert Anwalt Mono-Giafferi in die Enge getrieben, mußte Ma-
dame de Rochebrune, eine der beſtbezahlten gegen Humbert und
Caillaux gufgebotenen Geheimagentinnen der franzöſiſchen
Staatspolizei, dem Gerichtshofpräſidenten bekennen, daß alle
ihre Angaben erfunden waren. Der Sbaatsanwalt konnte
ihre Verhaftung nicht ſofort verfügen; er muß eine höhere Jn-
ſtanz anrufen, weil die Fälſchungen der Rochebrune auch in das
Elyſee gelangten.

Scheidungsanſpruch der Kronprinzeſſin Cecilie.

Die Großherzogin Anaſtaſia von Mecklenburg, die Mutter
der Kronprinzeſſin Cecilie, eine ruſſiſche Prinzeſſin von Ge
burt, deren eigenartige Parteinahme zu Beginn des Weltkrieges
noch unvergeſſen iſt und deren Reputation in unterrichteten
Kreiſen auch ſonſt keineswegs einwandfrei iſt, hat ſich intervie-
wen laſſen. Das tief empfundene Bedürfnis dazu wird durch
die Perſönlichkeit erklärt, die es jetzt zu befriedigen für ange
meſſen gehalten hat. Die Herzogin erzählt von der Abſicht
ihrer Tochter, ſich von ihrem Gemahl ſcheiden zu laſſen aus
Gründen, die in der Oefſentlichkeit letzthin teils mit Bedauern
teils mit Behagen erörtert worden ſind. Mit welchem freudigen
Eifer allerlei

S

Wie

und wohl nicht zweifelsfreie Epiſoden

intimere Einzelheiten an die Oeffentlichkeit gezerrt

an e a e e e 5

Kreisblatt.
Mittwoch, den 16. April 1919.

3 iſod. tiſcht werden,das offenbart auf ſeiten der Enthüllerin eine Geſinnung, die es
anſtändigen Blättern kaum vatſam erſcheinen laſſen duürſte, ihr
Publikum damit zu unterhalten. Die Perſönlichkeit des Kron
prinzen hat durch ſein Verhalten und ſeine Verlautbarungen
während der letzten Monate ohnehin ſo ſtark an Anſehen einge
büßt, daß ſelbſt treu monarchiſch geſinnte Kreiſe davon aufs Un
angenehmſte ſich berührt gefühlt haben. Aber das einfachſte Takt-
gefühl ſollte es verbieten, perſönlichen Klatſch niedriger Art in
ſolcher Weiſe an die Oeffentlichkeit zu zerren. Das wollen wir
denen überlaſſen, die darin eine nachträgliche Rechtfertigung
ihres plötzlichen Geſinnungswechſels zu finden meinen.

Sitzung der Stadtverordneten
Die geſtrige Sadverordnetenſitzung wurde anſtelle des erkrankten

Vorſtehers von Vorſteher- Stellvertreter Daniel geleitet. Erſchienen
ſind 28 (ſpäter 29) Mitglieder des Kollegiums. Unter den vom Vor
ſteher zur Verleſung gebrachten Eingängen iſt eine Mitteilung des
Magiſtrats von Jntereſſe, wonach dieſer, gemäß Beſchluß der letzten
Verſammlung, die Stelle des neu anzuſtellenden beſoldeten
Magiſtratsmitgliedes auch für Volkswirtſchaftler ausſchrei
ben wird, ſich jedoch für den Fall, daß kein zum Richteramt befähigter
Jruiſt gewählt wird, vorbehält, ſofort eine weitere Stelle in Vorlage
zu bringen, da für das Kaufmannsgericht und das Mieteinigungsamt
unbedingt ein Juriſt benötigt ſei. Ein Geſuch der hieſigen Ortsgruppe
des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten um Abgabe von billigem
Brennmaterial, koſtenloſen Lernmitteln und Bekleidungsſtücken an
Hinterbliebene wird dem Magiſtrat zwecks Einbringung einer entſpre-
chenden Vorlage überwieſen. Die erſten ſieben Punkte der Tagesord-
nung betreffen

Wahlen und Nachbewilligungen.

Jn den Steuerausſchuß wird als Bürgermitglied anſtelle des
Malermeiſters Gaißler Schloſſermeiſter Schrader-Boelſche
gewählt. Die Wahl von zwei Stadtverordneten in den Verwaltungs-
rat der Schildt-Wolfersdorfſchen Stiftung muß entgegen der Hand
habung in der letzten Sitzung durch Stimmzettel vorgenommen werden.
Das Reſultat iſt wieder die Wahl der Stadtverordneten Bothe und
El z e. Acht Zettel ſind unbeſchrieben. Jn die Kommiſſion zur Unter-
ſtützung von Familien uſw. aus ſtädtiſchen Mitteln werden gewählt
die Stadtv. Eichardt, Frauenheim, Heſſelbarth und
Rademacher, als Bürgermitglied Konſumvereinsangeſtellter
Hirſchmann. Als Armenpfleger für den 3. Bezirk wird anſtelle
des Herrn Ortmann, der ſein Amt niedergelegt hat, Badeanſtaltsbe
ſitzer Baſſenge gewählt. Einige Nachbewilligungen werden de
battelos genehmigt.

Jn Abänderung des Beſchluſſes der letzten Verſammlung ver die

Beſtellung von Kriegsnotgeld
wird, entſprechend einer Anregung aus kaufmänniſchen Kreiſen, be
ſchloſſen, 100 000 Scheine zu 5 Pfg. und 250 000 Scheine zu
10 Pfg. zu beſtellen, da letztere am meiſten gebraucht werden. Die
Zahl der zu beſtellenden 50 Pfg.-Scheine wird auf Antrag des Stadlv.
Weidling verdoppelt und auf 100000 feſtgeſetzt. Eine längere
Ausſprache entſpinnk ch über die

Beteiligung der Stadt an der Kraftverkehrsgeſellſchaft,
über die wir in der Sonnabendnummer bereits kurz berichtet haben.
Nach der Magiſtratsvorlage, über die Stadtv. Bauer referiert, ſoll
ſich die Stadt mit einem Kapital von 15 000 Mö an der zu gründenden
Geſellſchaft beteiligen. Jm ganzen ſollen 150 Kraftwagen für die
Provinz Sachſen und Sachſen-Anhalt beſchafft werden; für die Stadt
Merſeburg würde die Möglichkeit beſtehen, ihren Bedarf an Kohlen,
Bau materialien uſw. mit einem Laſtkraftwagen heranzuſchaffen.
Den Teilhabern an der G. m. b. H. werden 4 Dividende gezahlt.
Der Berichterſtatter empfiehlt die Annahme der Vorlage, trotzdem
noch nicht ganz klar fſei, ob der Wagen der Stadt imnker zur Ver
fügung ſtehe. Jn der Beſprechung werden verſchiedene Bedenken laut.
Auf eine Anfrage des Stadtv. Bothe erklärt Bürgermeiſter Moſe-
b ach, daß die Summe von 15000 Mk. ungefähr den Anſchaffungs-
koſten der Geſellſchaft für einen Wagen entſpricht und daß die Stadt
dafür auch die Geſtellung eines Wagens verlangen könne. Die Stadtv.
Voye und Kindler halten die Anſchaffung eines eigenen Wagens,
der unter allen Umſtänden immer zur Verfügung ſtehe, für vorteil
hafter. Der 1. Bürgermeiſter Hertzog zerſtreut die Bedenken. Die
Anſchaffung eines eigenen Wagens ſei nicht nur ſehr teuer, ſondern
auch fehr riskant, da der Kauf eines Autos ein Vertrauenskauf ſet.

Außerdem habe man die Koſten für den Chauffeur, Betriebsſtoff uſw.
zu trägen. Bei Beteiligung an der Geſellſchaft habe die Stadt iar
ſächlich nur einen Zinsverluſt von 1 2 von 15000 Mk. zu tragen.
Stadtv. Rademacher hält die Gemeinnützigkeit des Unternehmens,
das eiſie Art Sozialiſierung des Verkehrs anſtrebe, für das Weſentliche.
Tatſächlich habe die Stadt auch nur 5000 Mk. Bargeld aufzubringen,
der Mehrwert des Kraftwagens entfalle auf den Anteil des Reiches.
Stadtv. Bothe weiſt darauf hin, daß der Umſtand, daß die Gefell
ſchaft ihren Sitz in Merſeburg haben wird, eine gewiſſe Garantie biete,
daß ſie den Wünſchen der Stadt entgegenkommen werde. Bürger
meiſter Moſebach beſtätigt dies- Nach weiterer Ausſprache wird
ein Schlußantrag angenommen und der Magiſtratsvorlage zu ge
ſtimmt. Vor Schluß der öffentlichen Sitzung kommen noch zwei

Dringlichkeitsvorlagen des Magiſtrats
zur Beratung, über die Stadtwo. Rupprecht berichtet. Die erſte
betrifft den Aus bau des Dachgeſchoſſes des neuen Rat

hauſes zwecks Schaffung von ſieben Büroräumen für das
Stadtbauamt und die Wohnungspflege. Die Koſten belauſen ſich
einſchließlich Mobiliar auf 31 200 Mk. Stadtv. Frauenheim er
hebt Einwände hygieniſcher Natur und möchte die Büroräume lieber
in den „Goldenen Arm“ verlegt wiſſen; Stadtv. Koenen plädiert
für die Verlegung eines Teiles der ſtädtiſchen Verwaltung in das
Schloß. Von Magiſtratsſeite wird hierzu erklärt, daß die Büroräume
hygieniſch einwandfrei ſein werden. Die Büros des Stadtbauamtes
können nicht auseinandergeriſſen werden, eine Verlegung in den
„Goldenen Arm“ verſtößt gegen die Beſtimmungen über die Woh
nungsnot. Jm Schloß iſt der Mangel an Büroräumen ſo groß, daß
der Regierungspräſident ſchon einen Teil ſeiner Ppatwohnung zur
Verfügung geſtellt hat. Die Vorlage wird mit große Mehrheit an
genommen.

Die zweite Vorlage betrifft die Bereitſtellung von 142 000 Mk.
zum Ankauf und zum Ausbau von vier bisher Lazarettzwecken dienen-
den Baracken, in denen 16Wohnungen, beſtehend aus je eiſſier
Wohnküche, einer Wohnſtube und 2 Kammern nebſt Stallgebäude
und Garten, eingerichtet werden ſollen. Jm Hinblick auf die Woh
nungsnot und die Möglichkeit, hier ſchnell Wohngelegenheit zu
ſchaffen, wird die Annahme der Vorlage trotz der hohen Koſten emp-
fohlen. Die Rentabilität iſt geſichert. Die Baracken ſollen auf dem
ſtädtiſchen Grundſtück an der Weißenfelſer Straße, unmittelbar hinter
dem Gaswerk, aufgeſtellt werden. Stadiv. Frauenheim erhebt
Einſpruch dagegen, daß die Vorlage nicht der Wohnungskommiſſion
vorgelegen hat und erwartekdin Zukunft andere Handhabung. Der
1. Bürgermeiſter teilt mit, daß vie Stadt den Schwierigkeiten bei der
Erwerbung der Baracken an der Weißen Mauer dadurch ein Ende zu
machen geſonnen ſei, daß ſie von ihrer polizeilichen Befugnis Gebrauch
mache und die Baracken zwangsweiſe für Wohnzwecke in Anſpruch
nehmen werde. Stadtv. Rademacher hält im Gegenſatz zu dem
billigen Preis von 14000 Mk. für den Ankauf der Baracken, die
Summe für den Ausbau der Wohnungen für ſehr hoch. Seine Be
denken zerſtreuen Stadtbaurat Zollinger und Stadtv. Rupp-
recht. Ausſchlaggebend ſei, daß ſofort Wohnungen geſchaffen
werden. Die Vorlage wird ſchließlich einſtimmig angenommen.

Zum Schluß ſtellt der Unabhängige Fiedler die Anfrage, ob
es dem Magiſtrat bekannt ſei und er ſeine Zuſtimmung dazu gegeben
habe, daß

bewaffnete Patrouillen des Landesjägerkorps

die Sraßen der Stadt durchzögen und dadurch die Ruhe in der
Stadt gefährdeten. Statv. Rademacher beſtreitet die Zu
ſtändigkeit der Stadtverwaltung in dieſer Angelegenheit. Für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit ſei die Polizei zuſtändig
und der Magiſtrat in ſeiner Eigenſchaft als Polizeibehörde unterſtehe
nicht der Kontrolle der Stadtverordnetenverſammlung. Jm Anſchluß
daran estſpinnt ſich eine längere Geſchäftsordnungsdebatte über die
Frage, ob die Anfrage, ohne 4 Tage vorher ſchriftlich eingebracht zu

äſſi Die Debatte wird dadurch gegenſtandslos, daß der
1. Bürgermeiſter Hertzog vorher die Anfrage dahin beantwortet,
daß der Magiſtrat der Angelegenheit neutral gegenüber ſtehe. Er habe
dem Landesjägerkorps weder Vorſchriften gemacht, noch ihm gegenüber
irgendwelche Wünſche geäußert. Es handle ſich um eine ausſchließlich
militäriſche Angelegenheit. Am Schluß der Debatte erklärt er noch,
daß er perſönlich alles tun werde, um jede Beunruhigung der Bürger-
ſchaft zu vermeiden. Jnwieweit ihm das gelingen werde, ſei eine
andere Frage.

Der Anregung des Stadtv. Schneider beffere Schreibge-
legenheit für die Preſſe zu ſchaffen, können wir im eigenſten Jntereſſe
nur zuſtimmen. Das Arbeiten an dem wackeligen, ſchmalen, bank
ähnlichen Tiſch iſt in der Tat eine Qual. Der Vorſteher ſchließt hier
auf die öffentliche Sitzung nach 8 Uhr.

Die Ehre der Treuendorfé.
Roman von Lolag Stein

14] (Nachöruck verboten).
Sie hatte, ſeit ſie vor vier Jahren aus den Schweizer Penſionaten

heimgekehrt und in die New-Xorker Geſellſchaft eingeführt worden war,
auf den Augenblick gewartet, in dem ihr Herz ſprechen würde. Hatte
ihre vielen Bewerber kühl und kritiſch betrachtet und an jedem Mängel
und Fehler gefunden und keinen erhört. Aber ihr Herz, auf deſſen
ſchnelleres Schlagen ſie wartete, ſprach nicht. So wurde ſie zweiund
zwanzig Jahre. Ein Alter, indem es ihr nicht länger paſſend erſchien,
unvermählt zu bleiben.

Da wurde ſie Mark Tryons Braut.
Es war ein Triumph für den Mann, der jahrelang zäh und aus-

dauernd um das ſchöne Mädchen geworben. Kluge und bedeutende
Perſönlichkeiten hatten Maud Kelſey umworben, Männer mit be
rühmten Namen, zwei deutſche Grafen, ein engliſcher Lord und ſogar
ein franzöſiſcher Fürſt hatten ſich Körbe von ihr geholt. Nun ward
ihm der Preis.

Die Zofe war mit ihrer Friſur fertig, legte als letztes den Reifen
aus Brillanten und Perlen um Stirn und Kopf des jungen Mäd-
chens. Und der Glanz der edlen Steine wetteiferten mit dem Schimmer,
der den rotgoldenen Haaren entſtrömte.

Maud Kelſey erhob ſich und trat vor ihren Ankleideſpiegel, ſtand
ſinnend davor, ſchaute ſich an, träumte ſich wieder zurück in die Ver
gangenheit, während die Zofen ihr langſam und vorſichtig das Kleid
überſtreiften.

Eigentlich hatte ſie ſich ihr Verlobungsfeſt immer anders ge
wünſcht. Sie war ſo kühl, ſo ruhig. Keine Spur von Erxregung, von
Herzklopfen, von Erwartung. Ob ſie nicht lieben konnte? Es ſchien
faſt ſo, denn ſonſt hätte doch einer unter den vielen Männern, die ſie
umſchwärmt, wärmere Gefühle in ihr auslöſen müſſen.

Als Backfiſch war ſie einige Male verliebt geweſen, hatte ge
ſchwärmt, ſich begeiſtert für irgendein hübſches Geſicht, für einen be
rühmten Künſtler. Später nie mehr.

Maud Kelſey dachte plötzlich zurück an einen Sommerabend in
Deutschland. Das war nun ſchon vier Jahre her. Damals hatte ſie auf
grünem Raſſen getanzt und war dnun neben ihrem Tänzer durch ſtille
und dunkle Parkwege geſchritien und hatte gefühlt, daß dies Schreiten,
daß die Näte dielts Mannes Echön für ſie ſei. An dieſem Abend

war der Wunſch ſie überkommen, mächtig und ſtark, an der Seite dieſes
Mannes, den ſie zum erſtenmal ſah und ſprach, durchs Leben zu ſchreit-
ten. Denn er ſchien ihr nahe und vertraut, obgleich ſie ihn nicht kannte
Sein Geſpräch feſſelte ſie, der weiche Klang ſeiner Stimme ſchmeichelte
ſich zu ihrem Herzen.

Am nächſten Tage war ſie nach Berlin gefahren, hatte dort ihren
Vater gelroffen und war mit ihm nach Norderney gereiſt. Und in den
Wochen, die dann folgten, war eine leiſe Unruhe nicht wieder von
ihr gewichen, eine ſüße und bange Erwarktung: ob er kommen würde
Jhr folgen, wie ſie es hoffte, ihre Nähe ſuchen, wie ſie es erſehnte

Aber er war nicht gekommen. Kein Wort, kein Gruß, keine Zeile
hatte ſie jemals von ihm erreicht.

Als ſie mit ihrem Vater in Paris war und von dort aus Edith
Gerlach einen Gruß ſandte, da hatte ſie von der Freundin ein
Schreiben erhalen, in dem dieſe ihr in kurzen, verzweifelten Worten
den Sturz ihres Verlobten und ſeinen Tod mitteilte. Von ihrem
Schwager erwähnte ſie nichts, Und Maud hatte in ihrer Antwort nicht
nach ihm fragen wollen. Die Korreſpondenz zwiſchen den Freun-
dinnen war dann eingeſchlafen, bis Maud vor einem halben Jahr
die Vermählungsanzeige Edith von Gerlachs mit einem Regierungsrat
von Jellin erhielt.
An dieſem Tage hatte ſie wieder lange und verſonnen an Jo

achim von Treuendorf gedacht. Auch heute dachte ſie an ihn, wunderte
ſich, daß dieſer Mann immer noch von Zeit zu Zeit in ihre Ge
danken kam, daß er de Träumerei ihrer verſchwiegenen Stunden zu
weilen geweſen und immer noch war. Sie lächelte über ſich ſelbſt,
ein bißchen wehmütig, daß es ihr nicht gelang, dieſen Mann völlig
aus ihren Gedanken zu bannen, ihn, den einzigen, der ihr durch ſein
Schweigen und ſein Fernhalten von ihr zu verſtehen gegeben, daß
ſie ihm gleichgültig geblieben war.

Die eine Zofe, die am Boden gekniet und den Faltenwurf der
Schleppe geordnet hatte, erhob ſich nun, die andere trat herzu und
legte Maud das Verlobungsgeſchenk Mark Tryons um den Hals.
Es war eine Kette aus großen, mattſchimmernden, vollſtändig gleich
mäßigen Perlen, die einige Male um den Hals geſchlungen wurde
und dann zu beiden Seiten auf das Kleid herniederfiel, um ſich unter
der Taille wieder zu vereinen, verbunden durch einen Schmetterling
aus Brillanten von märchenhaftem Glanz und Feuer. Keine Königin
hätte ſich dieſer Kette, dieſer ſehr großen und völlig gleichmäßigen,
mattſchimmernden Perlen zu ſchämen brauchen.

Ein Strahl von Freude verklärte Maud Kelſeys ſchönes Antllitz,
gls die köſtlichen Perlen ihre ſchimmerndweiße Haut liebkoſend be

rührten. Das Nachdenkliche ſchwand aus ihren Zügen, machte einen
Ausdruck von Frohſinn Platz, von Freude und Zufriedenheit an
ihrer eigenen Perſon.

Sie muſterte ihr Spiegelbild. Ja, ſie konnte zufrieden ſein.
Weich floß das Kleid an ihrer ſchlanken und dennoch vollen, hohen
Geſtalt herab, eine Wolke von Seide und Chiffon von zarter, matt-
grüner Farbe. Die große Schleppe des Kleides war aus gleich
farbigem Samt von Silberſtickereien durchzogen. Arabesken, Blätter
und Blumen waren in den Stoff geſtickt, und ſie alle waren durchſetzt
von Brillanten. Auch an dem Kleid ſelbſt waren dieſe ſilbernen
Blumen, deren Staubgefäße aus kleinen Brillanten beſtanden, an
gebracht, verhüllt von rieſelndem Chiffon, halb verdeckt von koſtbaren
Spitzen, ſo daß das Blitzen und Schimmern der Edelſteine gedämpft
und halb verhüllt wurde.

„Nun noch ein paar Blumen,“ ſagte Maud.
Die Mädchen probierten die Blumen, die der Gärtner geſandt.

Man entſchied ſich für halberblühte, duftſchwere La-France-Roſen,
die mit kleinen Brillantſchnallen auf der Schulter, an der Bruſt
und auf der Schleppe befeſtigt wurden.

Jetzt klopfte es an die Tür, Mauds beſte Freundin, Mable
Kennan, ſteckte den Kopf herein.

„Darf ich eintreten?“ Und ſie huſchte ins Zimmer und trat auf
die Freundin zu.

Mable Kennan war ebenfalls in großer Toilette, überſät mit
Edelſteinen und koſtbaren Spitzen. Sie war nicht hübſch, die großen,
ſammetweichen Augen in dem ſchmalen und bleichen Geſicht ihre ein
zige Schönheit.

Sie betrachtete Maud anerkennend und nickte dann:
„Schön ſiehſt du aus!“
Maud ſah auf die Uhr: „Wir haben mindeſtens noch eine halbe

Siunde Zeit, bis die erſten Gäſte kommen, Mable, komm, gehen wir
in mein Zimmer.

Sie legte ihre Hand auf der Freundin Arm, und die jungen
Mädchen durchſchritten Mauds Schlafzimmer, betraten nun ihr Boudoir
und ließen ſich dort in zwei Seſſel nieder. Es war dies ein ent
zückend eingerichteier, intimer Raum mit hellen Birkenmöbeln und
lichtgrünen, ſeidenen Tapeten und ebenſolchen Bezügen. Seegrün
war die Farbe, die Maud bevorzugte, da ſie am beſten zu ihrer ror
goldenen Schönheit und ihren grünen Augen harmonierte.

Mable Kennan ſage mit einem ſeichten Seufzer:

See (Fortſetneg ſolgi)
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Ortsſatzung und Gebührenordnung
be zeffend die

Vollkanaliſation der Stadt Merſeburg.
Auf Grund des 8 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und

der 88 4, 7 und 8 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893
und des Gemeindebeſchluſſes vom 21./27. Januar 1919 VII 361
und nach Genehmigung durch den Bezirksausſchuß vom 14 März 1919
B. A. 463 wird für den Gemeindebezirk der Stadt Merſeburg fol-
gende Satzung und Gebührenordnung erlaſſen:

A. Veltämmungen üher die Einführung der Volkkanaliſation.

Herſtellun Benutzung und Unterhaltung der Kanäle.
Punkt 1.

Einführung der Vollkanaliſation.
Von der Stadtgemeinde Merſeburg wird nach Maßgabe der gel

tenden Polizeiverordnungen die Vollkanaliſatir Anſchluß der
Spülabortanlagen durchgeführt. Die im Stadt befindlichen
Waſſerläufe gelten, ſolange ſie Abwäſſer aufnehmen, als Veile des
ſtädtiſchen Kanalnetzes.

Punkt 2.
Herſtellung und Unterhaltung der Seitenkanäle in den Siraßen.

Die Herſtellung und Unterhaltung der Seitenkanäle, ſoweit ſie im
Straßengelände und Bürgerſteig liegen, und die dadurch bedinglen
Arbeiten am Pflaſter und Bürgerſteig iſt aus chließlich Sache der
Stadt.

Die Koſten aller Seitenkanäle, auch ſoweit ſie im Skraßengelände
liegen, fallen dem Eigentümer des anliegenden Grundſtückes zur Laſt.
Die Koſten der Ausbeſſerungsarbeiten muß jedoch die Stadt über-
nehmen, ſoweit dieſe Arbeiten auf ſtädtiſchem Gelände auszuführen
ſind, wenn der Grundftückseigentümer nachweiſt, daß er den Schaden
nicht verſchuldet hat.

Bei Grundſtücken, welche bei Jnkraſttreten dieſer Satzung an
die Kanaliſation bereits angeſchloſſen ſind, ſtellt die Stadt einen Sei
tenkanal auf eigene Koſten her, es ſei denn, daß eine Anſchlußleitung
bereits vorhanden iſt und mit Genehmigung der Polizeiverwaltung
beſtehen bleiben kann. Die Erneuerung oder Abänderung vorhandener
Seitenkanäle, welche der Grundſtückseigentümer zu ſeinen Gunſten be-
antragt, wird auf feine Koſten gemäß Abſatz 1 und 2 ausgeführt.
Sind für ein Grundſtück mehrere Anſchlußleitungen erforderlich, wor-
über die Polizeiverwaltung zu beſtimmen hat, ſo fallen die Koſten der
weiteren Anſchlußleitungen gleichfalls dem Grundſtückeigentümer zur
Laſt.

Soweit die Seitenanſchlüſſe im Straßengelände oder unter dem
Bürgerſteig liegen, ſtehen ſie im Eigentum der Stadtgemeinde.

Zur Vornahme von Arbeiten an den Teilen der Seitenkanäle,
welche im Straßengelände oder Bürgerſteig liegen, iſt ausſchließlich die
ſtädtiſche Verwaltung befugt. Sie kann unter beſonders feſtzuſetzen-
den Beſtimmungen dem Grundſtückseigentümer die Vornahme ſolcher
Arbeiten geſtatten.

Punkt 3.
Herſtellung der Entwäſſferungsanlagen in den Grundfſtücken

Die Herſtellung und Unterhaltung der Seitenkanäle, ſoweit dies
nicht Sache der Stadt iſt, ſowie aller ſonſtigen innerhalb der Grund-
ſtücksgrenze nötigen Anlagen und Einrichtungen zur Abführung der
Abwäſſer liegt dem Grundſtücks eigentümer auf eigene Koſten ob, der
auch inſoweit Eigentümer der Anlage bleibt.

Für die Herſtellung und Unterhaltung aller Entwäſſerungsan-
lagen und Einrichtungen ſind neben den Beſtimmungen der Orks-
ſatzung die geltenden Polizeiverordnungen und techniſchen Vorſchrif-
on maßgebend

5 gB. Vorſchriften über die Aufbringung der Koſten.

Punkt 4.
Feſtſetzung und Aufbringung des Vedarfs.

Die zur Verwaltung und Unterhaltung der ſtädtiſchen Kanali-
ſation, zur Deckung der Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals
und zur Bildung eines angemeſſenen Erneuerungsſtockes erforderliche
Summe (der Bedarf) wird durch Erhebung von Gebühren und, ſoweit
dieſe zur Deckung nicht ausreichen, durch Zuſchüſſe aus Kämmerei-
mitteln, wozu auch ſolche des ſtädtiſchen Waſſerwerkes gehören, ge
deckt.

Punkt 5.
„Aufbringung des Gebührenbedarfes.

Für die Benutzung der Kanaliſation werden folgende Gebühren
erhoben:

I. eine einmalige Gebühr (Anſchlußgebühr);
II. eine laufende Gebühr (Benutzungsgebühr);

III. eine beſondere Gebühr (Ableitungsgebühr).
I. Anſchlußgebühr.

Punkt 6.
Höhe und Fälligkeit der Gebühr.

Für den Anſchluß des Grundſtückes an die ſtädliſche Kanaliſation
hat der Eigentümer eine einmalige Gebühr in Höhe von je 4 vom
Hundert des Nutzungswertes (vergl. Punkt 8) des angeſchloſſenen
Grundſtücks zu zuhlen. Wird auf einem bereits angeſchloſſenen Grund-
ſtück ein neues Gebäude mit ſelbſtändigem Anſchluß errichtet, oder
von einem angeſchloſſenen Grundſtück ein Teilſtück mit ſelbſtändigem
Anſchluß abgezweigt, ſo ſipd für dieſe Anſchlüſſe die Sätze in Satz 1
zu zahlen.

Grundſtück im Sinne dieſer Satzung iſt ein zuſammenhängendes
Beſitzium, das eine wirtſchaftliche Einheit bildet, vhne Rückſicht aur
die Grundbuch- oder Hausnummerbezeichnung.

Die Gebühr iſt bei Siellung des Antrages auf Anſchluß an die
Kanaliſation fällig. Vor Zahlung der Gebühr wird der Anſchluß nicht
genehmigt.

Erfolgt der Anſchluß im Wege des Zwanges, fo wird die Ge
ber mit Zuſtellung der polizeilichen Zwangsverfügung fällig.

Für die Anſchlußgebühr iſt das Grundftück dinglich verhaftet.
II. Vemitzungsgebühr.

Punkt 7.
2ahlungpflicht.

Zur Zahlung der Benntzungsgebühr iſt der jeweilige Eigentümer
aller derjenigen Grundſtücke und Grundſtücksteile, (Wohnungen, Räu-
me uſw.) verpflichtet, welche mittel- oder unmittelbar an die Kanali-
ſation angeſchloſſen ſind.

Jm Falle des Eigentumswechſels haften für dasjenige Viertel-
jahr, in welchem dieſer eintritt, ſowohl der frühere wie der neue
Eigentümer.

Punkt 8.
Feſtſetzung der Gebühr.

Die Benutzungsgebühr wird nach dem Nutzungswert erhoben,
welchen der Magiſtrat nach den für die ſtaatliche Veranlagung zur
Gebäudeſteuer maßgebenden Grundſätzen für die an die Kanaliſation
mittel- oder unmittelbar angeſchloſſenen Grundſtücke und ihre ein
zelnen Teile (Gebäude, Wohnungen, Räume uſw.) für jedes einzelne
Rechnungsjahr ſo feſtgeſetzt, daß eine Zuſammenrechnung der Nutz-
ungswerte der einzelnen Teile des Grundſtückes den Nutzungswert
des ganzen Grundſtücks ergibt

Der Nutzungswert von Grundſlücksteilen (Räumen), welche
a) ausſchließlich oder vorzugsweiſe Wohnzwecken;
b) gleichen oder ähnlichen Zwecken dienen, wie z. B. Schauſpiel-, Ball,

Bade, Geſellſchaftshäuſern, öffentliche und private Dienſtge-
bäude, Kaſernen, Gefängniſſe, Straſanſtalten, Gaſtwirtſchaften,
Gaſthöfe, wird voll zur Gebührenordnung herangezogen.
Der Nutzungswert von Grundſtücksteilen (Räumen), welche aus

ſchließlich oder vorzugsweiſe anderen gewerblichen Zwecken dienen,
wird nur zur Hälfte zur Gebührenordnung herangezogen.

Als Nutzungswert gilt die vereinbarte Miete, Pacht einſchließ-
lich des Jahreswertes der dem Mieter obliegenden Nebenleiſtungen,
ſowie der dem Vermieter oder Verpächter vorbehaltenen Nutzungen.

e

Außer Betracht bleiben De an den Vermieter für Mikde
nutzung der allgemeinen Sammelheizung. Sind derartige Vergütungen
in dem in einer Summe bedungenen Zinſen mit enthalten, ſo dürfen
bis zu 10 Prozent des Mietzinſes bei Feſtſtellung des Nutzungswer-
tes dafür in Anrechnung gebracht werden.

Jn dem gleichen Verhältnis darf höchſtens der beſonders verein
barte Betrag zur Miete ſtehen. Der etwaige Mehrbetrag wird der
Miete zugeſchlagen. Lediglich bei gewerblichen Anlagen iſt eine an
derweitige Verteilung zuläſſig. An die vom Grundeigentümer vor
genommene Verteilung iſt aber auch dann der Magiſtrat nicht gebun
den.

Für die Unterhaltung und ſonſtigen Aufwendungen für das
Grundſtück werden bis zu 6 Prozent vom Mretzins angerechnet. Für
Abſchreibungen und öffentliche Abgaben findet eine Anrechnung nicht
tatt.f Der vereinbarte Miet oder Pachtzins iſt nicht maßgebend, wenn

1. er hinter den ortsüblichen Sätzen erheblich, d. h. mehr als 10
Prozent zurückbleibt;

2. er die Gegenleiſtung für den Gebrauch der mit dem Grundſtück
zuſammen überlaſſenen Einrichtungsgegenſtände mit umfaßt;

3. deſſen Höhe von dem Ergebnis eines gewerblichen Unterneh-
mens oder ungewiſſen Ereigniſſen abhängig gemacht iſt.
Jn vorgenannten Fällen oder falls das Grundſtück oder Teile

desſelben nicht benutzt oder von dem Eigentümer uſw. ſelbſt benutzt
oder an andere ohne Entgelt zum Gebrauche überlaſſen ſind, gilt für
die betreffende Zeit als Ertrag des Grundſtücks oder ſeiner Teile der
ihrer Beſtimmung, Beſchaffenheit und Lage entſprechende ortsübliche“
Miets- oder Pachtwert, mindeſtens aber ver ſtaatlich veranlagte Ge
bäudeſteuernutzungswert. Dabei ſind die nach ihrer wirtſchafklichen
Beſtimmung oder inneren Einrichtung zuſammengehörigen Beſtand-
teile derfelben BVeſitzung nicht zu trennen, ſondern nach ihrem Miets-
oder Pachtwert im ganzen zu weranſchlagen

Der Nutzungswert von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen, wel-
che einen Pacht- oder Mietsertrag nicht haben oder nach den geſetz
lichen Beſtimmungen von der Steuer vom Grundbeſitz befreit ſind,
wird in der Weiſe veranlagt, daß derjenige Betrag ſchätzungsweiſe
eingeſtellt wird, welcher aufzuwenden wäre, wenn jene Grundſtücke

oder Räume pacht- vder mietweiſe beſchafft werden müſſten, oder
mit 6 Prozent des zum Erwerb des Grundſtücks und Gebäudes nor
wendigen Kapitals einſchließlich der Koſten für Erweiterungsbauten,
aber abzüglich der jährlichen Koſten der Unterhaltung des Grundſtücks.

Jährlich wird durch Gemeindebeſchluß der Vomhundertſatz feſi-
geſetzt und in ortsüblicher Weiſe bekanntigegeben, welcher von dem

e für das betreffende Rechnungsjahr als Gebühr zu er
heben ift.

Iſt ein Grundſtück mit gebäudeſteuerpflichtigen oder ſonſtwie ver
anlagten Gebäuden nicht befetzt, ſo iſt für die Benutzung des Kanals
eine fährliche Gebühr von je 24 Pf. für das Quadratmeter derjenigen
Grundflächen des an die Kanaliſation angeſchloſſfenen Grundſtückes zu
zahlen, welche ihre Niederſchlagswäſſer dem Kanale zuführen oder
zu einer Veranſtaltung benutzen, deren Abwäſfer dem Kanal zuge
führt werden. Die Gebühr wird nach vollen 20 Pf. erhoben. Berrägt
unter 20 Pf. bleiben außer Anſatz.

Punkt 9.
Neufeſtietzung im Laufe eines Rechnungsjahres.

Jnnerhalb eines Rechnungjahres findet eine Neuverankagung nur
bei dem Wechſel der Gebührenpflichtigen oder bei Veränderungen
am Grundſtück ſtatt, welche den Nutzungswert des Grundſtücks erheb
rich, d. h. mehr als 10 Prozent erhöhen oder vermindern.

Die Neuveranlagung tritt mit dem erſten Tage des auf den
Wechſel vder die Veränderung folgenden Vierteljahres in Kraft.

Punkt 10
Gebührenfreiheit.

Für einen Zeitraum, in welchem Wohnungen oder Räume eines
Grundſtückes völlig unbenutzt oder leer ſind, kann, wenn das Unbe
nutztſein mindeſtens Jahr gedauert hat, und der Ertrag gegen-
fiber dem veranlagten Betrage um den zehntett Teil zurück geblieben
iſt dem Grundſtückseigentümer auf deinen Antrag vom Magiſtrat für
dieſe Räume teilweiſe oder volle Gebührenfreiheit gewährt werden.

Punkt 11.
Beginn und Erlöſchen der Gebührenpflicht.

Die Gebührenpflicht beginnt mit dem erſten Tage des Vierkel
jechres, in welchem der betriebsfähige Anſchluß des Grundſtücks an
die Kanaliſation erfolgt oder die Benutzung des Grundſtücks oder
Grundſtücksteiles (Wohnungen, Räume uſw.) beginnt, wenn die er
Zeitpunkt vor. dem 15. des 2. Vierteljahrsmonats fällt, ſonſt mit dem
erſten Tage des folgenden Vierteljahres.

Die Gebührenpflicht erliſcht mit dem Ablauf desjenigen Viertel
jahres, in welchem der Anſchluß des Grundſtücks aufgehoben wird
oder der Gebührenpflichtige das Eigentum des Grundſtücks oder
Grundſtücksteiles aufgibt, wenn der Gebührenpflichtige dies vor dem
15. des letzten Vierteljahrsmonats dem Magiſtrat anzeigt, fonſt mit
dem letzten Tage des folgenden Vierteljahres.

Punkt 12.
Fälligkeit.

Die Gebühr iſt vierteljährlich im voraus fällig.

III. Ableitungsgebühr.
Punkt 13.

Höhe und Fälligkeit der Gebühr.
Neben den in den Punkten 5, 6, 7 und 8 feſtgeſetzten Gebühren iſt

bei der Ableitung von Abwäſſern aus Fabriken und gewerblichen
Betrieben, insbeſondere aus Gasanſtalten, Elektrizikätswerken, Braue-
reien, Brennereien, Deſtillalionen, Seifenſiedereien. Färbereien, Waſch
anſtalten, Gerbereien, Dampfſchneidemühlen, Badeanſtalten, Fleiſche
reien, Schlachthöfen, Molkereien, Fiſchhandlungen, Gaſtwirtſchaften,
Gaſthöfen, Stallungen, Ausſpannungen, Apotheken, Drogerien, Wein-
kellern, Bierniederlagen, Krankenanſtalkten und ähnlichen Anlagen,
durch welche Abwäſfer in einer über den gewöhnlichen Haus- und
Wirtſchaftsbedarf hinausgehenden Menge oder von ungewöhnlicher
Beſchaffenheit in die öffentlichen Kanäle abgeführt werden, von dem
Jnhaber des Betriebes eine beſondere Gebühr zu entrichten.

Dieſe Gebühr wird nach der Menge der abzuleitenden Abwäſſer
und nach der Grundfläche des angeſchloſſenen Grundſtücks, ſoweit
ſie einem der vorſtehend genannten Betriebe dient, ſo bemeſſen, daß für
jedes Kubikmeter Abwäſſer, welches täglich über 24 Kubikmeter für
das Ar im Jahresdurchſchnitt abgeleitet wird, eine Jahresgebühr von
20 Mark zu entrichten iſt. Jedes angefangene Kubikmeter Abwäſſer
wird voll. das Jahr zu 360 Tagen gerechnet.

Zur Feſtſetzung der Menge der Abwäſſer dienen, ſoweit es ſich
um Abführung der aus der ſtädtiſchen Leitung entnommenen Waſſer-
mengen handelt, die Waſſermeſſer des ſtädtiſchen Waſſerwerkes. Außer
dem iſt aber der Magiſtrat berechtigt, ſoweit der Gebührenpflichtige
ſeinen Bedarf nicht aus der ſtädtiſchen Leitung bezieht, in den Räumen
des Gebührenpflichtigen den Waſſerzufluß durch Meſſer feſtzuſtellen
oder ſonſtige geeignet erſcheinende Maßnahmen zur Feſtſtellung der
Abwäſſermengen zu treffen.

Die Verpflichtung zur Zahlung der Ableitungsgebühren beginnt
mit dem erſten desjenigen Vierteljahres, in welchem der betreffende
Betrieb beginnt, wenn dieſer ZJeitpunkt vor den 15. des 2. Viertel-
jahrsmonats fällt, ſonſt mit dem erſten Tage des folgenden Viertel-
jahres, und endet mit dem Ablauf desjenigen Vierteljahres, in wel-
chem der betreffende Betrieb eingeſtellt wird, wenn dies von dem Ge
bührenpflichtigen dem Magiſtrat vor dem 15. des letzten Vierteljahrs
monats angezeigt wird, ſonſt mit dem letzten Tage des folgenden
Vierteljahres.

Die Gebühr iſt vierteljährlich im voraus zu entrichten.
C. Gemeinſchaftliche Beſtimmung.

Punkt 14.
Anzeigepflicht.

Der Eigentümer eines Grundſtücks iſt verpflichtet, dem Magiſtrat
jede auf dem Grundſtück vorfallende Veränderung des Beſtandes,

e

der Eigentums-, Gewinn und Betriebverhältniſſe des Grundſtücks,

welche auf die Gebührenpflicht von Einfluß iſt alsbald ſchrifllich
anzuzeigen, andernfalls haftet er als Selbſt chuldne für die Gebühren,
welche infolge ſeiner Säumnis von dem an ſich gebührenpflichigen
Dritten nicht beigetrieben werden können.

Punkt 15.
Auskunftspflicht.

Jeder Eigentümer oder Jnhaber eines Grundftücks, Grundſtücks
teiles oder gebührenpflichtigen Betriebes iſt verpflichtet, auf Verlangen
dem Magiſtrat über alle Verhältniſſe binnen angemeſſener Friſt ſe
nach Verlangen ſchriftlich oder mündlich jede Auskunft zu geben, die
zur Veranlagung und Erhebung der in dieſer Ordnung vorgeſchrie-
benen Gebühren erforderlich iſt.

Der Magiſtrat iſt bei der Veranlagung an die Angaben des Ge
bührenpflichtigen nicht gebunden. Wird die erteilte Auskunft bean
ſtandet, ſo ſind dem Gebührenplichtigen vor der Veranlagung die
Gründe der Beanſtandung mitzuteilen mit dem Anheimſtellen, hierüber
binnen einer zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt eine weitere Er
klärung abzugeben.

Punkt 16.
Erbpächter, Nießbraucher, Vertreter, Verwalter.

Dem Eigentümer ſteht der Erbpächter, Erbbauberechtigte oder
Nießbraucher gleich. Neben ihm haftet der Eigentümer als Geſamt-
ſchuldner auf das Ganze.

Mehrere Miteigentümer, Erbpächter, Nutznießer uſw. desſelben
Grundſtücks haften jeder für die ganze Gebühr.

Hat ein Eigentümer das geſamte Grundſtück nur einem Mieter
oder Pächter überlaſſen, ſo iſt dieſer in erſter Linie zur Zahlung ver
pflichtet. Er und der Eigentümer haften als Geſamtſchuldner auf
das Ganze.

Die den Eigentümern oder Jnhabern von Grundſtücken und
BVetrieben obliegenden Verpflichtungen liegen in gleicher Weiſe ihren
geſetzlichen Vertreiern, ſowie den von ihnen beſtellten Verwaltern ob,

Punkt 17.
Veranlagung und Venachrichtigung der Gebührenpflichtigen.
Die Veranlagung zu allen Gebühren erfolgt durch den Magiſtrat

für jedes Rechnungsjahr.
Die Heranziehung der Gebührenpflichtigen erfolgt durch Zah

lungsaufforderung.
Punkt 18.

Rechtsmittel.

Gegen die Veranlagung der Gebühren ſtehen dem Gebühren-
pflichtigen die in 8869 bis 70 des Kommunalabgabengefetzes vorge-
ſehenen Rechtsmittel zu, d. h. binnen einer mit dem erſten Tage nach
erfolgter Mitteilung beginnenden vierwöchenllichen Friſt das Rechts
mittel des Einſpruches bei dem Magiſtrat und gegen deſſen Beſcheid
innerhalb einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung be-
ginnenden zweiwöchentlichen Friſt die Klage in Bezirksausſchuß.
Einſpruch und Klage haben auf die Verpflichtung zur vorläufigen
Zahlung der veranlagten Gebühr keinen Einfluß.

Punkt 19.
Fälligkeit und Hebung der Gebührniſſe.

Die Benutzungs- und Ableitungsgebühren werden von den Pflich-
tigen gleichzeitig mit der Gemeindeeinkommenſteuer in entſprechenden
Teilbeträgen erhoben. Für die Anſchlußgebühr trifft Punkt 6 Be
ſimmung. Sämtliche Gebühren werden von dem Säumigen gegebe-
nenfalls im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen

Punkt 20.
Ausſchluß von Schadenerſatzanſprüchen.

Die Eigentümer und Jnhaber der an die Kanaliſation ange
ſchloſſenen Grundſtücke oder Grundſtücksteile ſind nicht berechtig?, irgend
einen Anſpruch auf Schadenerfatz gegen die Stadt geltend zu machen,
wenn aus irgend welchem Grunde, z. B. Verſtopfung der Kanäle,
Hochwaſſer, ſtarke Regengüſſe, in den Kanälen ſich Waſſer aufſtauen
und in die angeſchloſſenen Grundſtücke eindringen follte. Die Stadt
übernimmt feine Gewähr für die fortdauernd gute Wirkſamkeit der nach
bewährten Regeln der Technik gusgeführten und auszuführettden
Eniwäſſerungsanlagen und ihrer Teile und behält ſich Aenderungen
an denſelben vor. Durch den Anſchluß wird kein klagbares Recht auf
ungeſtörte Venutzung und Beibehaltung der Einrichtung erworben.

Punkt 21.
Vorübergehende Anſchlüſſe.

Für den vorübergehenden Anſchluß eines Grundſtückes uſw. blel-
ben beſondere Vereinbarungen vorbehalten, wobei jedoch für ſolche
vorübergehenden Anfchlüſſe keine günſtigeren Bedingungen gewähr!
werden dürfen, als ſie bei endgültigen Anſchlüſſen gelten.

Punkt 22.
Strafbeitimmungen.

Wer eine ihm nach den Punkten 14 und 15 obliegende Anzeige
oder Auskunft nicht erſtattet wird mit Geldſtrafe bis zu 30 Mart
beſtraft.

Punkt 23.
Schlußbeſtimmungen.

Dieſe Ortsſatzung tritt bezüglich Punkt 15 mit dem Tage nach
ihrer Verkündung, ihre übrigen Beſtimmungen und die Gebühren-
ordnung treten mit dem 1. April 1919 in Kraft. Die bisherige Orts-
fatzung vom 20. Juli 1900 und die bisherige Gebührenordnung vom
gleichen Tage treten mit demſelben Tage außer Kraft.

Merſeburg, den 7. April 1919.

VII. 304/19. Der Magiſtrat.Hertzug
Versot der Benn ung von rücken dur h Straßen

lokomotiven (Damp'zugmaſchinem.
Nachdem durch die Verordnung des Herrn Re ierungs-

präſidenten hier vom 22. Februar 1919 (A BI. 1919 S. 75) die
öffentlichen Wege und Plätze für den Verkehr mit Straßeu-
lokomotiven (Dampfzugmaſchinen) ireigegeben ſind, ſoweit
nicht techniſche Gründe bei Brücken wesen ihrer ungenügenden
Tragfähig eit eine Zulaffung ausſchließen, werden für den
hieſigen Polizeibezitrk nachſtehend auſgeführte Brücken für
den Verkehr obenangeführter Verkehrsmittel verboten:

Sämtliche Brücken über die Geifel
vom Zuge des Feldweges Raumburgerſtraße Zſcherben
bis einſchließlich Fiſcher traße.

Dieſe Brücken find durch Verbotstafeln kenntlich gemacht.
Zuwiderhandlungen werden nach s 43 und 65 der Straßen

Polizei- Ordnung vom -2 Juli 1878 beſtraft, ſofern nicht nach
anderen Geſetzen eine ſtrengere Beſtrafung erfolgen muß.

Merſeburg, den 12. April 1919
Nr. P. I. 1402/19 Die PolizeiVerwaltung.

Ausgabe von Lebensmitteln.
Für die Zeit vom 21 bis 27. April 1919 werden auf den

Kopf der Bevölkerung zugeteilt:
200 Gramm Haferflocken zum Preiſe von 29 Pfg. auf Be

zugſchein Nr. 57,
1 Pfd. Sanerkrant zum Preiſe von 25 Pfg. auf Bezugsſchein

Nr. 658,
Pfd. Wiarmelade zum Preiſe von 50 Pfg. auf Bezugs-
ſchein Nr. 59.
Abgabe der Bezugſcheine Nr. 57 bis einſchließlich 59 am

Mittwoch, den 16. April und Dönnerfſtag, den 17. April 1919.
Einreichung der Forderungsuachweiſe durch dre wertranfs-

ſtellen Freitag, den 18. April 1919. vormittags 12 Uhr.
Verkauf der Ware von Donnerstag, den 24. April bis

einſchließlich Sonnabend, den 26. April 1919 gegen Abgabe
der Quittungsabſchnitte.

Den Verkanfe ſtellen iſt verboten, die zuseteilten Waren
ſchon vor Donnerttag jeeer Woche zum Verkauf zu bringen.

Merſeburg, den 15. April 1919)
V. A. II. 1041/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.
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